
D
ie politische Wochen-
zeitung „Das Parla-
ment“ ist fast so alt wie
die Bundesrepublik
Deutschland und hat
doch ihre ganz eigene

Geschichte. Das „Flaggschiff“ der politi-
schen Bildung wurde im Jahr 1951 ins Le-
ben gerufen. Bundesweit bekannt 
wurde es im November 1952, also vor
sechzig Jahren, als die Zeitung unter das
Dach der damaligen „Bundeszentrale 
für Heimatdienst“ kam, einer Nachfolge-
organisation der bereits im deutschen Kai-
serreich gegründeten „Reichszentrale für
Heimatdienst“. Im Jahr 1963 wurde die In-
stitution dann in die „Bundeszentrale 
für Politische Bildung“ umgewandelt. 
Seit dem 1. Januar 2001 wird „Das Parla-
ment“ vom Bundestag herausgegeben.

»Ausgewogen« Die Zeitung ist ein Uni-
kum, denn sie ist weltweit die einzige, die
in intensiver Form über die Arbeit eines
Parlaments berichtet und Reden im Bun-
destag dokumentiert. „Das Parlament“ in-
formiert den Leser über das parlamentari-
sche Geschehen im Deutschen Bundestag,
im Bundesrat, im Europäischen Parlament
und in den Länderparlamenten. Hinzu
kommen Berichte über bedeutende Ereig-
nisse in ausländischen Parlamenten. Die
Zeitung „Das Parlament“ ist Teil des staat-
lichen politischen Bildungsauftrages.
Schaut man in andere Länder – insbeson-
dere in angelsächsische –, dann wird man
feststellen, dass dort staatlich verordnete
politische Bildung mit großer Skepsis be-
trachtet wird und dem Vorwurf möglicher
Manipulationen ausgesetzt ist. In
Deutschland hingegen ist die politische
Bildung, die von staatlicher Seite angebo-
ten wird, in höchstem Maße politisch aus-
gewogen und wird von den Nutzern des-
halb auch mit hoher inhaltlicher Autorität
angenommen. Dazu gehört die Bundes-
zentrale für politische Bildung und die
mit ihr verbundene und vom Bundestag
herausgegebene Zeitung „Das Parlament“.
Ausweislich einer Umfrage unter den Le-
sern aus dem Jahr 2008 lesen 78,9 Prozent
die Zeitung „regelmäßig“ und immerhin
noch 20,1 Prozent „von Fall zu Fall“. 

Aufklärungsarbeit Lange Zeit wurde es
allerdings als störend empfunden, dass
umfängliche Debattenbeiträge aus dem
Bundestag in der Zeitung „Das Parlament“
abgedruckt wurden – sie sind jetzt in ei-
nem separaten Innenteil enthalten. Doch
man darf nicht vergessen, dass viele Bür-
gerinnen und Bürger nur auf diesem Wege
die Entscheidungsprozesse im Bundestag
nachvollziehen können. Nicht jedem ist
es möglich, die Original–Bundestags-
drucksachen mit den Reden nachlesen zu
können. Hinzu kommt, dass der Deutsche
Bundestag in erster Linie ein Arbeitsparla-
ment und nicht – wie etwa in Großbritan-
nien – ein Redeparlament ist. Insofern
leistet die Nachvollziehbarkeit der Debat-
ten im Plenum auch eine wichtige politi-
sche Aufklärungsarbeit. Als die Zeitung ge-
gründet wurde, gab es zudem noch nicht
das Internet. Heute sind die Bundestagsre-
den auch dort abrufbar. Deshalb ist es um-
so wichtiger, dass in der Zeitung „Das Par-
lament“ die Bundestagsdebatten nicht nur
dokumentiert, sondern auch Einordnun-
gen von Geschehnissen vorgenommen
werden, die sich für den normalen Leser
aus der Lektüre von Bundestagsreden al-
lein nicht ergeben. 

Befürchtungen Die Zeitung „Das Parla-
ment“ wurde lange Zeit von der Bundes-
zentrale für politische Bildung herausge-
geben – als einzige staatliche Behörde be-
gleitet von einem aus Bundestagsabgeord-
neten bestehenden Kuratorium. Dieses
sollte die  politische Ausgewogenheit si-
cherstellen. Seit dem Jahr 2001 wird die
Wochenzeitung nunmehr unmittelbar
vom Deutschen Bundestag herausgege-
ben. Es gab zunächst Befürchtungen, „Das
Parlament“ könnte zu sehr dem Einfluss
der Politik unterliegen, da es sich bei den
Mitgliedern der Redaktion um Verwal-
tungsangestellte oder Beamte der Bundes-
tagsverwaltung handelt, die im Pressezen-
trum dem Bundestagspräsidenten zuge-

ordnet sind. Dagegen sind die Mitarbeiter
der Bundeszentrale von den konkreten
politischen Entscheidungsprozessen inso-
fern „weiter weg“, als dass sie in die Arbeit
des Deutschen Bundestages nicht unmit-
telbar involviert sind. Das sprach zunächst
gegen eine Ressortierung beim Deutschen
Bundestag. Die Sorge, dass die Redakti-
onsmitglieder durch ihre Nähe zum Bun-
destag in ihrer redaktionellen Freiheit ein-
geschränkt werden, hat sich indes erfreu-
licherweise nicht bestätigt. Die Leser wür-
den dies auch
schnell regis-
trieren. 

Die Beilage
Einen beson-
deren Wert er-
hält die Zei-
tung „Das Par-
lament“ auch
durch die re-
gelmäßige Beilage „Aus Politik und Zeit-
geschichte“, in der wichtige und aktuelle
Themen aus Politik, Wirtschaft, Gesell-
schaft und Kultur wissenschaftlich aufbe-
reitet und aus unterschiedlichen Perspek-
tiven beleuchtet werden. Auch die „Beila-
ge“ macht die Wochenzeitung einzigartig.
Insbesondere Politikwissenschaftler in al-
ler Welt beneiden uns Deutsche um ein
solches pluralistisches wissenschaftliches
Forum, das im Ausland seinesgleichen
sucht. Die „Beilage“ wird weiterhin von

der Bundeszentrale für politische Bildung
in Bonn verantwortet.
Es zeigt sich immer wieder, wie wichtig es
ist, dass über die Institutionen der Demo-
kratie durch Hintergrundinformationen
aufgeklärt wird, zumal in einer Zeit, in der
sich die Distanz zwischen Bürgern und Po-
litik vergrößert, das Vertrauen in die poli-
tischen Institutionen leidet und das Wis-
sen in der Bevölkerung um parlamentari-
sche Abläufe teilweise erschreckend gering
ausgeprägt ist. 

Unkenntnisse
Als die Zei-
tung „Das Par-
lament“ nur
wenige Jahre
nach dem En-
de der Hitler-
Diktatur in der
neuentstande-
nen Bundesre-

publik Deutsachland gegründet wurde,
konnte man sich nicht sicher sein, wie ver-
festigt die Demokratie in der deutschen
Bevölkerung ist. Heute gibt es – zumindest
bei Schülern – eine erschreckende Un-
kenntnis gerade über die deutsche Ge-
schichte. Nach einer neuesten Umfrage
der Freien Universität Berlin können viele
Jugendliche nicht zwischen Demokratie
und Diktatur unterscheiden. Rund 40 Pro-
zent sehen kaum Unterschiede zwischen
Nationalsozialismus, der DDR sowie der

Bundesrepublik Deutschland. Diese Schü-
ler glauben demnach, Rechtsstaatlichkeit
und Menschenrechte seien auch unter
dem Nationalsozialismus und der DDR
gewährleistet gewesen. Nur etwa die Hälf-
te der Schüler ordnete den NS-Staat zwei-
felsfrei als Diktatur ein, die DDR wurde
nur von gut einem Drittel der befragten
Schüler als diktatorisches System einge-
stuft. Als Ursache dieser Fehleinschätzung
ist nach Auffassung der Forscher das gerin-
ge politisch-historische Wissen von Schü-
lern zu nennen. Umso notwendiger ist ei-
ne wertorientierte Kenntnisvermittlung
im Sinne der freiheitlich–demokratischen
Grundordnung. (siehe auch Interview auf
Seite 2)

Lücke geschlossen Insgesamt leidet der
Deutsche Bundestag darunter, dass sein
Agenda-Setting und seine Bedeutung in
der Medienberichterstattung zu wenig
wahrgenommen werden. Bundestagsprä-
sident Norbert Lammert (CDU) forderte
deshalb einen eigenen Fernsehkanal. Aus-
führlich berichtet über die parlamentari-
schen Vorgänge derzeit außerhalb des In-
ternets fast nur der öffentlich-rechtliche
Sender „Phoenix“. Bei den Printmedien
hierzulande hat „Das Parlament“ insoweit
fast so etwas wie ein Monopol, weil die
Parlamentsberichterstattung in den Me-
dien sonst eher oberflächlich ausfällt.
Deshalb schließt die Zeitung „Das Parla-
ment“ eine Lücke. Unverzichtbar sind da-
bei vor allem Hintergrundberichte. „Das 
Parlament“ leistet einen wichtigen Beitrag
zur Transparenz parlamentarischer Ent-
scheidungsprozesse und zum Verständnis
institutioneller Zusammenhänge. Dazu
tragen auch die Interviews mit Abgeordne-
ten bei, die hinsichtlich der politischen
Couleur in der Regel paritätisch zu Wort
kommen.
Die verkaufte Auflage ist bei rund 10.000
Exemplaren – die Zahl der verbreiteten
Exemplare liegt derzeit bei mehr als
60.000. Die Zeitung „Das Parlament“ hät-
te wahrhaft eine Auflagensteigerung ver-
dient. Gerd Langguth ❚

Der Autor, Jahrgang 1946, ist Professor für
Politische Wissenschaft an der Universität

Bonn. Er war unter anderem CDU–Bundes-
tagsabgeordneter, Leiter der Europäischen
Kommission in der Bundesrepublik und ge-
schäftsführender Vorsitzender der Konrad-
Adenauer-Stiftung. Von 1981 bis 1985 war

Gerd Langguth Direktor der Bundeszentra-
le für politische Bildung in Bonn. 

Schreiben für die Demokratie 
JUBILÄUM Die Zeitung »Das Parlament« ist ein Unikum. Sie schließt eine Lücke der Medien im Politikbetrieb

Mehr zum Thema 
unter: www.bpb.de 
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Aus sechs Jahrzehnten: In den Schlagzeilen der Zeitung „Das Parlament“ spiegeln sich zentrale Ereignisse der Nachkriegsgeschichte.

OFFENE TÜREN Zum zehnten Mal lädt
der Bundestag am 9.September 2012 zum
Tag der Ein- und Ausblicke. Besucherinnen
und Besucher können dann von 
9 bis 20 Uhr das Parlament von innen er-
kunden, Abgeordnete treffen und sich
über die Arbeit des Hohen Hauses und
den Arbeitsalltag der Abgeordneten infor-
mieren. Viele Gebäude und Räume, die
sonst nicht zugänglich sind, stehen an die-
sem Tag offen. Letzter Einlass ist um 
19 Uhr.
Wie in jedem Jahr gibt es zahlreiche Pro-
grammpunkte: So wird Bundestagspräsi-
dent Norbert Lammert (CDU) zwischen
14 und 15.30 Uhr Rundgänge durchfüh-
ren. Die vier Vizepräsidentinnen und -prä-
sidenten des Bundestages werden ab 13
Uhr auf den Besuchertribünen im Plenar-
saal ihre Aufgaben und die Abläufe im Par-
lament erklären und den Besuchern Rede
und Antwort stehen. 

Die Fraktionen präsentieren sich auf der
Fraktionsebene des Reichstages. Die Aus-
schüsse und Teile der Bundestagsverwal-
tung – etwa die Öffentlichkeitsarbeit, die
Zeitung „Das Parlament“ und die „Wissen-
schaftlichen Dienste“ – stellen sich im
Paul-Löbe-Haus vor. Hier stehen Abgeord-
nete auch zu halbstündigen Bürgergesprä-
chen zur Verfügung. Im Marie-Elisabeth-
Lüders-Haus können die Bibliothek, das
Parlamentsarchiv und der Kunst-Raum be-
sichtigt werden. 
Podiumsdiskussionen, Konzerte, Vorträge,
Chorauftritte, Kunstführungen und Füh-
rungen durch ein Ausschusssekretariat
runden den Tag ab. Auch für die kleinsten
Besucher ist gesorgt: Im Reichstagsgebäu-
de etwa stehen Basteln, Schminken sowie
Auftritte von Zauberern und Clowns auf
dem Programm. Die Kinderkommission
des Bundestages präsentiert sich ebenfalls
mit einem Kinderprogramm.
Ausführliche Informationen zum Ablauf
sowie zu den Besuchereingängen gibt es
unter www.bundestag.de. Johanna Metz ❚

9.SEPTEMBER 2012

Tag der Ein-
und Ausblicke
im Bundestag
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Faksimiles ausgewählter
Titelseiten zu historisch

herausragenden Ereignissen
finden Sie auf den 
Seiten 11 bis 19 
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Immer wieder war der Bundestag Ort leidenschaftlicher Debatten: SPD-Fraktionschef
Herbert Wehner (li.) im Plenum 1973 und CSU-Vorsitzender Franz Josef Strauß 1978.

©
 p

ict
ur

e–
al

lia
nc

e/
dp

a 
/ C

ol
la

ge
:S

te
ph

an
 R

ot
er

s

Der Deutsche Bundestag ist eines der weltweit
ganz wenigen Parlamente, das eine eigene Zei-
tung herausgibt, faktisch wird also jeder ge-
wählte Abgeordnete mit der Annahme des
Mandats auch zum Mitherausgeber. So erklärt
sich, dass „Das Parlament“ auf die stolze Zahl
von mindestens 598 Herausgebern kommt
(oder sogar mehr – je nach Zahl der Überhang-
mandate), was in der Zeitungslandschaft einsa-
mer Rekord sein dürfte.
Aber auch mit seinem publizistischen Leitmotiv
hebt sich „Das Parlament“ von anderen Zeitun-
gen ab: Es berichtet in strikter parteipolitischer
Neutralität über alles, was im und rund um den
Bundestag läuft, vor allem über die Sitzungen
von Plenum und Ausschüssen. Außerdem be-
gleitet „Das Parlament“ die großen Debatten in
Politik, Wirtschaft und Kultur, wobei es sein pu-
blizistisches Alleinstellungsmerkmal daraus be-
zieht, dass es die Themen speziell aus parla-
mentarischer Perspektive beleuchtet.
„Gemacht“ wird die Zeitung von einem enga-
gierten Team professioneller Journalisten. Ihr
Ehrgeiz ist es, das Geschehen im Parlament im
ursprünglichen Wortsinn zu reportieren, damit
sich der Leser ein eigenes Bild von den Ereig-
nissen machen kann. Die Redaktion soll und
will nicht interpretieren, werten, vermuten –
und setzt sich damit bewusst von einer Haltung
ab, die den Lesern meint vorgeben zu müssen,
was von politischen Vorgängen zu halten ist,
noch bevor diese überhaupt geschildert wer-
den.
60 Jahre „Das Parlament“ sind ein guter Anlass,
allen zu danken, die über sechs Jahrzehnte die
Zeitung des Parlaments zu einem qualitätsvol-
len Blatt gemacht haben. Seit seinem Bestehen
hat sich „Das Parlament“ immer wieder erneu-
ert und an veränderte Rahmenbedingungen an-
gepasst, parallel zu den Veränderungen der par-
lamentarischen Arbeit. Denn auch hier hat sich
viel verändert, vor allem seit wir ein gesamt-
deutsches Parlament haben und der Bundestag
seit 1999 in Berlin arbeitet. Der Bundestag und
der Parlamentarismus werden sich weiter ent-
wickeln; in welcher Weise – das bleibt eine
spannende Frage. Sicher aber dürfen wir sein,
dass „Das Parlament“ die Arbeit der Abgeord-
neten stets aufmerksam beobachten und publi-
zistisch begleiten wird. Dabei wünsche ich der
Redaktion und allen Mitherausgebern ebenso
viel Erfolg wie in den vergangenen 60 Jahren.

EDITORIAL

Glückwunsch
zum 60.!

VON BUNDESTAGSPRÄSIDENT 
NORBERT LAMMERT
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Herr Krüger, wie hat sich die Rolle der
politischen Bildung in Deutschland in den
vergangenen 60 Jahren entwickelt? 
Wir sind 1952 als „Bundeszentrale für Hei-
matdienst“ gestartet in dem Bewusstsein
des Wiederaufbaus nach dem verlorenen
Krieg. Die Alliierten haben sehr stark darauf
gedrungen, dass neben dem klassischen
Aufbau von Verwaltungsstrukturen nach der
Ära des Nationalsozialismus eine Erziehung
zur Demokratie stattfindet. In der angel-
sächsischen Kultur übernimmt diese Aufga-
ben traditionell eher eine Nicht-Regierungs-
organisation. Das konnte sich in der Aden-
auer-Zeit die deutsche Politik nicht vorstel-
len. Also musste eine Behörde her – die
zudem an demokratische Traditionen der
Vorläufereinrichtung in der Weimarer Repu-
blik anknüpfen konnte. Seitdem kann an
der Geschichte der politischen Bildung
auch immer ein Stück Geschichte der Bun-
desrepublik abgelesen werden. Die Ausei-
nandersetzung mit dem Nationalsozialis-
mus erreichte ihren Höhepunkt mit den ge-
sellschaftlichen Umwälzungen in den
1960er Jahren, in den 70ern hat uns die Bil-
dungsdiskussion stark herausgefordert, ge-
folgt von den Themenfeldern Umwelt- und
Friedensbewegungen in den 80er Jahren.
Der große Einschnitt erfolgte dann natür-
lich mit der friedliche Revolution 1989/90,
die uns vor die Herausforderung stellte, in
den neuen, ostdeutschen Ländern politi-
sche Bildung unter demokratischen Vorzei-
chen zu vermitteln. 

Offenbar waren diese Bemühungen
nicht gänzlich von Erfolg gekrönt. Gerade
das Wissen über die eigene Geschichte
lässt bei deutschen Jugendlichen sehr zu
wünschen übrig. Nach aktuellen Umfra-
gen können 40 Prozent aller Jugendlichen
nicht zwischen Demokratie und Diktatur
unterscheiden. 
Ja, und das ist absolut betrüblich. Unser
Problem ist, dass der Föderalismus die po-
litische Bildung in den Schulen den Län-
dern überlässt. Wir können die Arbeit dort
folglich nur begleiten. Zu beobachten ist,
dass der Geschichtsunterricht, wie aktuell in
Bayern, drastisch gekürzt wird. Das führt
dann früher oder später zu solchen Befun-
den wie in der vorliegenden Studie. 

Wie ist diese Linie der Länder zu er-
klären? 
Das hat sehr stark mit Pisa, also dem Ver-
gleich schulischer Leistungen, zu tun. Na-
turwissenschaftliche und sprachliche Fä-
cher genießen bei der Pisa-Bewertung eine
Schlüsselrolle. Daraus ergeben sich, übri-
gens flächendeckend und unabhängig von
der Parteizugehörigkeit der Kultusminister,
Konsequenzen für die Stundentafel. Zwei-
tens hat die Verkürzung der Schulzeit einen
Verdrängungswettbewerb der Fächer mit
sich gebracht. Darunter leiden besonders
Geschichte und Politik, obwohl gerade die-
se Fächer substantiell für bürgerschaftliches
Selbstverständnis sind. Drittens schließlich
sind die didaktischen Instrumente im Poli-
tik- und Geschichtsunterricht überschau-
bar, deshalb versuchen wir beispielsweise,
bei der Vermittlung jüngerer Geschichte
Zeitzeugen an die Schulen zu bringen. Wir
dürfen nicht vergessen, dass ein Schüler, der
heute in der 10. Klasse ist, nach der deut-
schen Einheit geboren wurde. Für den ist
die DDR häufig genauso jenseits seiner Vor-
stellungskraft wie das Mittelalter. Das macht
die Arbeit nicht leichter. 

Brauchen wir vielleicht ein ganz neu-
es Instrumentarium für die Wissensver-
mittlung, um junge Menschen zu errei-
chen? 
Die Tatsache, dass junge Menschen weniger
Bücher lesen, heißt ja nicht, dass sie sich
nicht für Politik interessieren. Aber es ist
schon so: Das Internet spielt zur Informati-
on eine immer größer werdende Rolle. Die
Leser wechseln zunehmend vom Buch ins

Netz. Trotzdem vertreibt die Bundeszentra-
le noch über eine Million gedruckte Bücher
im Jahr. Online registrieren wir im gleichen
Zeitraum zwei Millionen Besuche mit 20
Millionen Seitenabrufen, und die Tendenz
steigt. Dem tragen wir Rechnung: Unser
Fachbereich Multimedia hat die klassische
Domäne der Bundeszentrale, den Printbe-
reich, inhaltlich und personell überholt.
Wir wissen, dass besonders in bildungsbe-
nachteiligten Milieus Schriftenreihen nicht

weiterhelfen, da brauchen wir strategisch
ganz andere Ansätze. Besonders wichtig ist
hier der Einsatz von Bildern, das Medium
Fernsehen spielt also eine starke Rolle. Un-
sere Strategie ist die Verzahnung von politi-
scher Bildung mit Sozialarbeit und Sport.
Ein Beispiel: Sido geht wählen. Das war ein
Projekt in Zusammenarbeit mit einem Fern-
sehsender vor der Bundestagswahl. Der
Rapper Sido ist zu Wahlkandidaten gegan-
gen, aber auch in Altersheime und Kinder-

gärten und hat Politik in seiner Sprache re-
flektiert, herausgefordert und letztlich akti-
viert. Und Sido hat gesagt: Ich bin jetzt 27
Jahre und gehe zum ersten Mal wählen. So-
was hat Effekte. 

Durch Netzwerke wie Facebook oder
Twitter hat sich die Kommunikation und
die Debattenkultur verändert. Welche
Schlüsse ziehen Sie daraus? 
Diskussionen um politische Fragen finden
regelmäßig auf Facebook statt. Die Bundes-
zentrale hat dort 12.000 Follower, die mehr-
mals täglich mit Inhalten, die im Netz an-
gesprochen werden, versorgt werden. Wir
nutzen auch Twitter, wobei das deutlich
schwieriger ist, weil in 140 Zeichen politi-
sche Bildung nur sehr begrenzt vermittelbar
ist. Aber: Wir bieten auf Twitter unter twit-
ter.com/frag_die_bpb einen Frage-Service
an, weil Fragen und Antworten meist knapp
zu formulieren sind. Also etwa: Stand der
Reichstag in Ost- oder West-Berlin? Ant-
wort: West-Berlin, mehr dazu unter
www.bpb.de. Das funktioniert prima. 

Welche Rolle spielen die Elternhäuser?
Könnte es sein, dass die Informationsdefi-
zite der nachwachsenden Generation auch
damit zu tun haben, dass schon die Eltern
sich für Politik und Zeitgeschichte nicht
interessieren? 
Das ist in den soziokulturellen Milieus sehr
unterschiedlich. In den besser gebildeten
Zielgruppen steigt das Politikinteresse er-
freulicherweise, während in den bildungs-
benachteiligten Zielgruppen ein weiterer
Rückgang am klassischen Politikinteresse
zu verzeichnen ist. Bei letzteren ist aber fest-
zustellen, dass sich Politik ganz anders de-
finiert. Die klassischen Fragestellungen, in
denen Begriffe wie Politik oder Bildung vor-
kommen, verfangen nicht. Dinge aus dem
unmittelbaren Lebensumfeld wie Ausbil-
dung oder Nachbarschaft sind aber sehr
wohl Themen, die eine Rolle spielen. Es be-
darf einer Dekodierung, wenn Begriffe wie
Respekt oder Fairness fallen, die letztlich
Ausdruck einer politischen Haltung sind. 

Es wird beklagt, dass sich die Bevölke-
rung weniger dafür interessiert, was Poli-
tiker zu sagen haben. Wie müssten sich
Politiker verändern, um die Menschen im
Land besser zu erreichen? 
Vor der letzten Bundestagswahl haben wir
ein Projekt mit bildungsbenachteiligten Ju-
gendlichen gemacht. Die hatten ein Bild
von Politik und Politikern, das unterirdisch
war. Ausgenommen haben sie aber immer
diejenigen Politiker, die sie selbst einmal
kennengelernt hatten. Das zeugt davon,
dass die mediale Vermittlung von Politik
mit ihrem Hang zur Skandalisierung das
Image von Politik und Politikern nachhal-
tig beschädigt hat. Die Folge ist eine Verwei-
gerungshaltung der Bevölkerung. Ja, das
Image der Politiker ist wirklich schlecht.
Deshalb ist politische Bildung so unver-
zichtbar. Sie ist das Schmiermittel zwischen
dem Politikbetrieb mit den gewählten Man-
datsträgern und denjenigen, die Politik re-
zipieren. 

Also gilt für Abgeordnete: Ab in die
Wahlkreise! 
Sicher, aber das passiert ja auch. Wenn frei-
tags der Plenarsaal im Bundestag nicht
mehr so prall gefüllt ist, liegt das meistens
daran, dass die Abgeordneten Verpflichtun-
gen in ihren Wahlkreisen eingegangen sind.
Die Abgeordnetenschelte ist deshalb unfair.
Die Parlamentarier wissen sehr genau, was
im Land vor sich geht.  ❚

Das Interview führten Jörg Biallas
und Alexander Heinrich.

Thomas Krüger (53) ist seit Juni 2000
Präsident der Bundeszentrale für politische

Bildung. Von 1994 bis 1998 war der
Sozialdemokrat  Bundestagsabgeordneter.
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BRAUCHEN WIR MEHR POLITISCHE BILDUNG?

Kai Beller
»Financial Times
Deutschland«

Ursula Weidenfeld 
Freie Journalistin 

Fehlender Kompass 

V iele Jugendliche können nicht zwischen
Demokratie und Diktatur unterscheiden.
Mit dieser Erkenntnis konfrontierte der
Forschungsverbund SED-Staat der Frei-

en Universität Berlin Ende Juni die Öffentlichkeit.
Die Studie förderte erschreckende Wissenslücken
bei Schülern zutage. Knapp 40 Prozent konnten
nicht charakteristische Merkmale von Diktaturen
und Demokratien auseinanderhalten. Jeder zehnte
äußerte gar Sympathie für die Nazidiktatur.
Zwar stehen bei der großen Mehrheit freiheitliche
und liberale Ideen hoch im Kurs. Die Jugendlichen
konnten aber nicht erkennen, wann diese Werte be-
droht sind. Die Befunde lassen den Schluss zu, dass
vielen der Kompass für die Einschätzung politischer
und zeitgeschichtlicher Vorgänge fehlt. Kein Wun-
der, dass so mancher empfänglich für radikale Rat-
tenfänger ist.
Eine große Debatte über die Vermittlung demokra-
tischer Werte im Unterricht löste die Studie nicht
aus. Das ist schade, denn offenbar kommt die poli-
tische Bildung an den Schulen zu kurz. Hoch im Kurs
stehen Naturwissenschaften und Technik, auch weil
die Wirtschaft stets an den mangelnden Ingenieur-
nachwuchs erinnert. Das ist ihr gutes Recht, darf
aber nicht zur Geringschätzung politischer Bildung
führen. Gut ausgebildete Fachkräfte sind nötig, soll-
ten aber keine politischen Analphabeten sein.
Sozial-, Gemeinschaftskunde, oder wie immer man
das Fach auch nennen mag, braucht daher einen
größeren Platz im Lehrplan.Von Menschen, die kei-
ne Ahnung von der Politik haben, kann man kein
gesellschaftliches Engagement erwarten. Auch De-
mokratie will gelernt sein. Das ist mehr als die blo-
ße Vermittlung von Fakten über das politische Sys-
tem und zeitgeschichtliche Ereignisse. Ohne Werte-
orientierung bleibt politische Bildung Stückwerk.

Falsch gestreut 

A uf die Frage, ob es hierzulande mehr po-
litischer Bildung bedarf, antworten gute
Staatsbürger mit „Ja!“. Mehr politische
Bildung ist immer gut, meinen sie, weil

es ja so viele Leute gibt, die nicht wählen gehen,
sich abgehängt fühlen und irgendwann möglicher-
weise – Gott bewahre – rechtsradikal werden.
Gute Staatsbürger sollten sich diesen Reflex zu-
gunsten der politischen Bildung abtrainieren. Es
fehlt nicht an politischer Bildung in Deutschland –
sie erreicht nur die Falschen. Mehr als 30 Millionen
Euro verteilt die Bundeszentrale für politische Bil-
dung im Dienste der Demokratie, die Stiftungen der
Parteien haben fast 100 Millionen Euro im Jahr zur
Verfügung. Die Politik-Etats der privaten Stiftungen
dürften das noch einmal übertreffen. Nicht mitge-
rechnet werden zudem Geschichts- und Politikun-
terricht an den Schulen, die staatsbürgerliche Erzie-
hung bei der Bundeswehr.
Aber: Im Geschichts- und Politikunterricht melden
sich die Schüler, die das Fach ohnehin interessiert.
Sie sind es, die später zu den Schülerseminaren der
politischen Bildungsinstitute geschickt werden. Im
jungen Erwachsenenalter profitieren sie dann von
den Studienförderwerken der Parteien, Kirchen und
Begabtenstiftungen. Meist studieren sie dann
schon Jura, Politik- oder Sozialwissenschaften.
Wenn sie dann älter werden, gibt es Tageskonferen-
zen, bei denen sogar ein warmes Essen und ein Glas
Wein serviert werden.
Das ist alles gut und richtig – und es gibt viele Aus-
nahmen, das soll hier ausdrücklich erwähnt wer-
den. Doch im Großen und Ganzen werden die ka-
tholisch gemacht, die schon katholisch sind.
Brauchen wir noch mehr davon? Nein. Die Ge-
schichte der politischen Bildung in Deutschland ist
eine der Fehlstreuung, keine des Geldmangels.

Preuße aus dem Ländle: Ernst-Reinhard Beck

Ich bin ein Preuße mit schwäbischem Dialekt", sagt Ernst-
Reinhard Beck und lacht dabei. Sofort hält der CDU-Bundes-
tagsabgeordnete einen Vortrag über die komplexe Geschich-
te seines Geburtsorts Frohnstetten in den Hohenzollernschen

Landen am alten Dreiländereck zu Baden und Württtemberg. Hier
kommt bei Beck, Jahrgang 1945 und damit im bis 1947 existieren-
den Preußen geboren, ganz der Lehrer zum Vorschein, der er fast
30 Jahre lang im ersten Leben vor der Politik war.
Seit 2002 vertritt Beck als direkt gewählter Abgeordneter den Wahl-
kreis Reutlingen im Bundestag, Ende 2009 wurde er verteidigungs-
politischer Sprecher der Unionsfraktion. Dennoch ist die politische
und historische Bildung dem Studienrat für Politik, Geschichte und
Deutsch bis heute Herzenssache. In seiner Lehrerzeit in Baden-
Württemberg war Beck intensiv an der Arbeit der Landeszentrale
für politische Bildung beteiligt. So gründete er deren renommierte
Zeitschrift „Politik und Unterricht“ mit. Folgerichtig kam Ernst-
Reinhard Beck 2002 mit dem Bundestagseinzug ins Kuratorium der
Bundeszentrale für politische Bildung. Seit 2006 führt er dieses Auf-
sichtsgremium von 22 Bundestagsabgeordneten.
Was sagt Beck zur Zeitung „Das Parlament“, die über die Beilage
„Aus Politik und Zeitgeschichte“ mit der Bonner Einrichtung ver-
bunden ist? „Diese Zeitung ist für mich Wegbegleiter, seit ich mich
für Politik interessiere.Will der Bürger über deutsche Politik auf dem
Laufenden bleiben, braucht er ,Das Parlament´.“ Besonders gefal-
len Beck die Themenausgaben. Er begrüßt, dass „Das Parlament“
nicht mehr der Bundeszentrale unter der Führung des Innenminis-

teriums untersteht. Beck: „Die Zeitung ist beim Bundestag genau
richtig angesiedelt.“
Mit der Bundeszentrale befasst sich der vielbeschäftigte Berufspo-
litiker Beck jede Woche, „meist geht es um Lob oder Tadel“. Vier
bis fünf Mal trifft sich das Kuratorium im Jahr zu Sitzungen. Gegen
manche Kritik seiner Parteifreunde steht Kuratoriumschef Beck hin-
ter dem Präsidenten der Bundeszentrale, Thomas Krüger. Dem frü-

heren SPD-Bundestagsabgeordneten und Berliner Senator wird in
Unionskreisen zu starke gesellschaftspolitische Nähe zu Rot-Grün
nachgesagt. Beck, der sich selbst als Konservativer bezeichnet und
„linke Dominanz“ in der politischen Bildung beklagt, entgegnet:
„Ich diskutiere mit Thomas Krüger immer ganz offen über Differen-
zen. Insgesamt habe ich aber stets gut mit ihm zusammengearbei-
tet.“ Dem Mitgründer der DDR-Sozialdemokraten attestiert Beck
„große Verdienste“ um die politische Bildung in Deutschland. Mit
Krüger kämpft Beck seit Jahren – weitgehend erfolglos – gegen die
starken Mittelkürzungen bei der Bundeszentrale.

In der Hauptsache aber ist Ernst-Reinhard Beck das verteidigungs-
politische Gesicht der Union. Der Oberst der Reserve, der nach sei-
ner Wehrdienstzeit bei den Gebirgsjägern rund 500 Wehrübungs-
tage absolviert hat, ist hier in seinem Element. Der Ehrenpräsident
des Verbandes der Reservisten macht keinen Hehl daraus, dass er
mit der De-facto-Abschaffung der Wehrpflicht durch einen CSU-Mi-
nister bis heute hadert. „Wir haben mit der Wehrpflicht ein Mar-
kenzeichen dieser Armee aufgegeben.“ Beck ist skeptisch, ob die
Bundeswehr mittelfristig ausreichend Personal aus allen Schichten
des Volkes gewinnen kann. „Die Gesellschaft braucht auch das Ein-
fordern von Pflichten“, sagt der Preuße Beck. In solchen Fragen ist
er kein Politiker, der sich aus Karrieregründen verbiegt. Sein laut-
starkes Telefonat mit Verteidigungsminister Karl-Theodor zu Gut-
tenberg über die verkündete Aussetzung der Wehrpflicht im Herbst
2010 ist Legende im politischen Berlin.
Beck ist in konservativer ländlicher Gegend in der Schwäbischen
Alb aufgewachsen und von einer CDU-nahen Familie geprägt.1963
trat er in die Junge Union und 1968 in die CDU ein. Er tut sich
schwer mit den Modernisierern der heutigen CDU unter Angela
Merkel.Auch in der Familienpolitik sieht er in der Partei falsche Ak-
zentsetzungen. 2013 will er nicht mehr für den Bundestag kandi-
dieren. Beck sieht ein reichhaltiges berufliches und politisches Le-
ben erfüllt. An seinem Wohnort Reutlingen ist über den langjähri-
gen Direktor des renommierten Friedrich-List-Gymnasiums nur Gu-
tes („fleißig, korrekt“) zu hören. Beck freut sich, bald wieder mehr
in der Schwäbischen Alb wandern zu können. Hans Krump ❚

»Die Zeitung ‚Das
Parlament’ ist für mich

Wegbegleiter, seit ich mich
für Politik interessiere.«

»Image der
Politiker ist
schlecht«
THOMAS KRÜGER Der Präsident
der Bundeszentrale für politische
Bildung über die Chancen und
Grenzen der Arbeit seiner Behörde
aus.
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Wandel von Rot zu Blau
LAYOUT »Das Parlament« hat sich in den vergangenen sechs Jahrzehnten in sieben verschiedenen Gewändern präsentiert 

D
as seriöse „Parlament“
kam ursprünglich in der
Farbe des Boulevards da-
her. Zumindest gilt Rot
unter den vier Farben –
Schwarz, Blau, Gelb und

Rot –, die im modernen Zeitungsdruck ver-
wendet werden, als die Farbe des markt-
schreierischen Boulevard-Journalismus
schlechthin. Doch erst Anfang 1978 wech-
selte „Das Parlament“ seine Schmuckfarbe
zum Blau, dem es in verschiedenen Abstu-
fungen treu geblieben ist. Blau, so lässt es
sich in den Farblehren der Medien- und
Werbewelt nachlesen, symbolisiert Zuver-
lässigkeit, Beständigkeit, Gelassenheit, Se-
riosität, Professionalität, Empfindsamkeit
und Zurückhaltung. 
Die Optik einer Zeitung, das Layout, spie-
gelt im Idealfall eben auch ihr inneres We-
sen wieder. Allerdings ist das Zeitungslayout
wie jedes Design den Moden der Jahrzehn-
te unterworfen. Und so basteln Zeitungsre-

daktionen in schö-

ner Regelmäßigkeit an der Optik ihres Blat-
tes. Von der Schrift, über das Zeitungsfor-
mat und den Satzspiegel bis hin zum Ver-
hältnis von Text und Bildanteil steht dann
alles zur Disposition. „Relaunch“ nennt
sich dies im von Anglizismen durchsetz-
ten heutigen Mediendeutsch. Mal wird
das gesamte Layout neu gestaltet, mal
sind es nur kleinere,  kaum merkliche Ver-
änderungen. Überhaupt – „der Leser“. Er
gilt als größter Feind eines jeden Layout-
wechsels. Der eine kann sich nicht für die
größeren Fotoformate erwärmen, einem
anderen hingegen sind die Seiten noch
immer zu „bleilastig“. Allerdings lehrt
die Erfahrung, dass die meisten Leser
spätestens ein halbes Jahr nach Einfüh-
rung des neuen Layouts Stein und Bein
schwören, „ihre“ Zeitung habe nie an-
ders ausgesehen. Aber auch Redakteu-
re tun sich mitunter schwer mit einem
neuen Layout. Vor allem in der Frage,
auf wieviel Textanteil zugunsten von
Fotos oder Grafiken verzichtet werden
soll, entzweien sich die Geister von
Journalisten und Grafikern gerne
und ausgiebig. 
Sechs Mal hat „Das Parlament“ seine
Optik in den vergangenen 60 Jahren
gewechselt oder zumindest ange-
passt. Zum Jahreswechsel 1969/70

verabschiedete sich die Wochenzei-
tung von seinem in Fraktur gesetz-
ten Titeln und weitere 13 Jahre spä-
ter erschien sie erstmals unter jenem
charakteristischen blauen Schrift-
zug, der in variierter Form bis heute
erhalten geblieben ist. 
Parallel zu anderen Zeitungen hiel-
ten Mitte des Jahres 1996 dann Farb-
fotos Einzug ins „Parlament“. Be-
denkt man, dass Farbfernsehen in
Deutschland bereits ab 1967 ausge-
strahlt wurde, zierten sich viele seriöse
Zeitungen vor bunten Bildern. Diese
galten unter den Printmedien lange
Zeit Magazinen und Boulevard-Zeitun-
gen vorbehalten. Durchgängig farbig
wurde „Das Parlament“ jedoch erst im
Jahr 2003 durch den Wechsel der Dru-
ckerei. Die zuvor eingesetzte und in die
Jahre gekommene Rotationsdruckma-
schine hatte nur bestimmte Seiten farbig
drucken können. 
Ein Jahr zuvor hatte die Wochenzeitung
nach dem Wechsel der Herausgeberschaft
von der Bundeszentrale für politische Bil-
dung  zum Deutschen Bundestag bereits
einen vollständigen Relaunch erlebt. Die

Integrierung des Pressedienstes „hib“ (heu-
te im bundestag) in „Das Parlament“ mach-
te erhebliche Änderungen am Layout nötig
– die Zeitung wurde durch die Berichterstat-
tung aus den Bundestagsauschüssen insge-
samt kleinteiliger. 
Bereits fünf Jahre später wurde die optische
und inhaltliche Präsentation der Wochen-
zeitung in Zusammenarbeit mit dem Frank-
furter Blattmacher Helmut Ortner erneut
grundlegend überarbeitet.   
Es gehört keine prophetische Begabung für
die Vorhersage, dass auch das aktuelle Lay-
out nicht in Stein gemeißelt ist. Doch völlig
gleich, wie sich „Das Parlament“ in den
nächsten Jahren präsentieren wird, auch ein
neues Layout wird eine eherne Gesetzmä-
ßigkeit im Print-Journalismus nicht außer
Kraft setzen: Es passiert auf der Welt immer
genau so viel, wie in eine Zeitung hinein-
passt. aw ❚
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Eine Schulklasse im Jahr 1959: Die Lehrer mit Materialien über das Dritte Reich zu versorgen, gehörte in den Anfangsjahren zu den Hauptaufgaben der Bundeszentrale.

N
ach Ende der nationalso-
zialistischen Diktatur,
den Schrecken des Krie-
ges und des Holocaust
stand die junge Bundes-
republik vor einer schwe-

ren Aufgabe: Nicht nur den wirtschaftlichen
Aufbau, sondern auch einen umfassenden
geistigen Neuanfang musste sie bewältigen.
Doch wie konnte man den demokratischen
Gedanken in der Bevölkerung am besten
verankern und totalitären Bestrebungen so
künftig den Nährboden entziehen?
Für die westlichen Besatzungsmächte galt
eine Politik der „Reeducation“ als Mittel
der Demokratisierung der deutschen Bevöl-
kerung. Darunter wurden all jene Maßnah-
men zusammengefasst, die darauf abziel-
ten, den Deutschen auf geistiger und emo-
tionaler Ebene die Grundsätze, Prinzipien
und Haltungen des demokratischen Zusam-
menlebens verständlich zu machen. 
Um dies zu erreichen, wurde am 25. No-
vember 1952 die Bundeszentrale für Hei-
matdienst gegründet. Laut Gründungserlass
des Bundesinnenministeriums (BMI) han-
delte es sich dabei um eine „nicht-rechtsfä-
hige Bundesanstalt“ unter Aufsicht des BMI.
Als ihre vorrangige Aufgabe wurde definiert,
„den demokratischen und den europäi-
schen Gedanken im deutschen Volke zu fes-
tigen und zu verbreiten“.

Terminologisch knüpfte die neue Instituti-
on an die „Reichszentrale für Heimatdienst“
(RfZ) an, die in der Weimarer Republik zwi-
schen 1918 und 1933  die staatsbürgerliche
Erziehung zum Ziel hatte. Sie erwies sich je-
doch als wenig erfolgreich, fungierte sie
doch insbesondere ab Anfang der 1920er-
Jahre als Propagandainstrument der Reichs-
regierungen zur Beeinflussung der Bevölke-
rung in den so genannten Abstimmungsge-
bieten. 
Im Vorfeld der Gründung der bundesdeut-
schen „Bundeszentrale für Heimatdienst“
bestimmten daher kontroverse konzeptio-
nelle Vorstellungen die Debatte. Das im
Bundeskanzleramt angesiedelte Presse- und
Informationsamt der Bundesregierung
(BPA) favorisierte die Angliederung der
Bundeszentrale an das Bundeskanzleramt
beziehungsweise an das ihm unterstellte
BPA. Es trat dafür ein, dass die zu errichten-
de Bundeszentrale Staatspropaganda betrei-
ben solle, und versuchte seinen Einfluss auf
Konzeption, Zielstellung, Arbeitsweise und
Methoden der Bundeszentrale geltend zu
machen. Die Leiter des Instituts zur Förde-
rung öffentlicher Angelegenheiten, Her-
mann Heimerich und Theodor Steltzer,
warnten hingegen ausdrücklich vor der Ori-
entierung am Weimarer Modell und vor der
Einrichtung einer staatlichen Propaganda-
zentrale. Und Bundeskanzler Konrad Aden-

auer (CDU) sprach sich ausdrücklich für ei-
ne Beteiligung der Opposition aus: „An der
Arbeit der Bundeszentrale für Heimatdienst
sollen möglichst alle staatstragenden politi-
schen Parteien, gleichgültig, ob sie die Re-
gierung unterstützen oder in Opposition zu
ihr stehen, teilnehmen.“
Nach einer Phase der Auseinandersetzung
um die Konzeption und Organisation der
Bundeszentrale, die fast drei Jahre andauer-

te, setzte sich Adenauer durch und das Bun-
deskabinett stimmte am 7. Oktober 1952
der Vorlage des Bundesinnenministers zu.
Daraufhin nahm die Bundeszentrale Ende
November ihre Arbeit auf. Die Fachaufsicht
übte zunächst der Pressereferent des BMI,
Carl-Heinz Lüders, aus; ab Februar 1956
übernahm Albrecht Krause diese Funktion.  
Hauptaufgaben der Bundeszentrale waren
in den Aufbaujahren die Vermittlung von
Informationen über den neuen demokrati-
schen Staat, seine Werte und Institutionen
sowie die Auseinandersetzung mit dem Na-
tionalsozialismus, insbesondere auch mit
der Widerstandsbewegung um den 20. Juli
1944. Mitte der 1950er Jahre wurde auch
die Abwehr des Kommunismus zu einem
zentralen Themenfeld.
Paul Franken (1903-1984), Direktor der Pä-
dagogischen Hochschule in Vechta und ein
enger Vertrauter Adenauers, wurde zum ers-
ten Direktor der Bundeszentrale ernannt.
Dem einzurichtenden Kuratorium sollten
15 Bundestagsabgeordnete der CDU, SPD,
FDP, Deutschen Partei (DP) und Föderalis-
tischen Union (FU) angehören. 
Im Laufe der Jahre wurden die verschiede-
nen Referate aufgebaut. Bereits 1955 exis-
tierten zehn Abteilungen, unter anderem
die beiden von Carl-Christoph Schweitzer
geleiteten Referate „Periodische Publizistik“
und „Film und Funk“, das von Paul Franken

geleitete Referat „Politik und Zeitgesche-
hen“ sowie das Referat „Psychologie“. Ne-
ben den elf Fachreferenten unterstützten
zahlreiche freie Mitarbeiter, etwa als Auto-
ren oder Grafiker, die Arbeit. 
Die Bundeszentrale förderte schon in die-
sen ersten Jahren Publikationen zu poli-
tisch relevanten Themen und unterstützte
Seminare und Tagungen freier Bildungsträ-
ger. Außerdem konzipierte und veröffent-
lichte sie selbst zahlreiche Publikationen,
darunter die „Informationen zur politi-
schen Bildung“, die ab 1952 an Lehrer ver-
teilt wurden, sowie ab 1953 die „Schriften-
reihe“ und „Aus Politik und Zeitgeschichte“
(APuZ), die als Beilage zur Wochenzeitung
„Das Parlament“ erschien. Die Zeitung
zählt zu den frühesten Publikationen der
Bundeszentrale. Schon in den ersten Ausga-
ben behandelte sie unter anderem die The-
matik des militärischen Widerstands gegen
Hitler. So erschien am 20. Juli 1952 eine
Sonderausgabe zum Thema „Die Wahrheit
über den 20. Juli 1944“. „Das Parlament“ er-
reichte bis Ende der 1950er Jahre eine Auf-
lagenhöhe von 80.000 Exemplaren. 

Maulkorb ab 1960 Für öffentliche Auf-
merksamkeit sorgte im Jahr 1960 die Ver-
hängung des so genannten Maulkorberlas-
ses durch den damaligen Innenminister
Gerhard Schröder (CDU). Während die

Bundeszentrale bis zu diesem Zeitpunkt
über Projekte im Umfang von bis zu 30.000
D-Mark selbst entscheiden konnte – über
30.000 D-Mark waren sie seit dem  März
1954 genehmigungspflichtig – und auch
hinsichtlich der von ihr herausgegebenen
Publikationen eine weitgehende Autono-
mie besaß, änderte sich dieses Arrangement
nun. Die Bundeszentrale sollte künftig Ent-
würfe vieler ihrer Publikationen dem BMI
zur Prüfung vorlegen: Dies betraf unter an-
derem die APuZ, die „Schriftenreihe“ sowie
Massenpublikationen, sofern in ihnen zeit-
geschichtliche oder politisch aktuelle Fra-
gen behandelt werden. 
Nicht nur für die Mitarbeiter der Bundes-
zentrale, sondern auch für die Presse war of-
fensichtlich, dass die Einführung einer ge-
nerellen Genehmigungspflicht den Hand-
lungsspielraum der Bundeszentrale merk-
lich einschränkte. Diese weitreichende
Einflussnahme von Seiten des Innenminis-
teriums sollte eine ganze Dekade fortwir-
ken. Außer Kraft gesetzt wurde die Weisung
erst am1. April 1970. Gudrun Hentges ❚

Die Autorin ist Professorin für Politikwissen-
schaft an der Hochschule Fulda. Derzeit

forscht sie über die Gründungsgeschichte
der Bundeszentrale für Heimatdienst.

Demnächst erscheint ihr Buch „Staat und
politische Bildung“ (Springer, Wiesbaden).

Herr Professor Schweitzer, Sie haben
die Anfänge der Bundeszentrale Anfang
1952 miterlebt und aktiv mitgestaltet.
Was genau haben Sie damals gemacht? 
Wir fingen schon elf Monate vor dem ei-
gentlichen Gründungserlass des Bundesin-
nenministeriums mit der Arbeit an. Anfangs
waren wir nur drei Leute: der Chef, Paul
Franken, ein Jurist aus dem Bundesinnen-
ministerium und ich. Als studierter Histori-
ker war ich praktisch der einzige Sachrefe-
rent. Ich sollte Ideen entwickeln, wie die
Bundeszentrale ihre Aufgaben inhaltlich
umsetzen kann.  

Wie sind Sie vorgegangen? 
Wir arbeiteten in den ersten zwei Jahren in
einem kleinen Häuschen in Bad Godesberg
bei Bonn. Paul Franken und ich führten in-
tensive Gespräche, um Projekte anzukur-
beln. Franken hatte als Erziehungswissen-
schaftler aber fast ausschließlich die päda-
gogische Seite im Blick. Er wollte vor allem
in den Schulen Aufklärung betreiben. 

Das reichte Ihnen nicht?
Auch ich war zunächst vorrangig zuständig
dafür, dass alle westdeutschen Schulen mit
Materialien über das Dritte Reich versorgt
wurden. Zum Beispiel haben wir ihnen die
erste Hitler-Biografie des englischen Histo-
rikers Alan Bullock „geschenkt“. Außerdem
haben wir die „Informationen zur politi-
schen Bildung“, die es bis heute gibt, ins Le-
ben gerufen. Sie wurden damals schon in ei-
ner Auflage von etwa 200.000 Exemplaren

vierwöchentlich gedruckt und an Lehrer in
den Schulen verteilt. Ich habe Paul Franken
dann aber immer mehr dazu gedrängt, die
politische Bildungsarbeit auch auf andere
Bereiche auszuweiten, die Bevölkerung als
Ganzes anzusprechen. Er hat mir dabei
glücklicherweise freie Hand gelassen.  

Welche Ideen hatten Sie?
Wir haben zum Beispiel zusammen mit ei-
nem von vielen freien Mitar-
beitern eine Serie von vier
kurzen „Mecki-Filmen“ pro-
duziert. Sie liefen bis 1957
vor der Wochenschau in den
Kinos. Mecki, eine damals
sehr beliebte Igelfigur, rief
etwa 1953 zur Teilnahme an
der Bundestagswahl auf
oder warb für die Europäi-
sche Integration.  

Sie haben 1953 auch ei-
ne nicht unumstrittene
Broschüre drucken und in allen D-Zügen
auslegen lassen.
Ja, Überschrift war „Die Kunst der Verfüh-
rung“. Auf dem Titel war eine junge Frau ab-
gebildet mit einem für damalige Verhältnis-
se recht tiefen Dekolleté. Das hat die katho-
lische Kirche als anstößig empfunden. Ein
Bischof hat offiziell Protest eingelegt. Ich
wollte damit natürlich Aufmerksamkeit er-
regen, denn mein Ziel war es, dass die Leu-
te das Heft lesen! Darin haben wir nämlich
die Demagogie in der Weltgeschichte ange-

prangert – von Marcus Antonius über Jo-
seph Goebbels bis hin zu Propagandisten à
la Karl-Eduard von Schnitzler.

Viele Ihrer Ideen machen bis heute das
„Kerngeschäft“ der Bundeszentrale aus,
etwa geförderte Kongresse, Tagungen oder
die Herausgabe von Publikationen.
Richtig. Die Bundeszentrale hat zum Bei-
spiel früh Bücher über das Dritte Reich und

später auch über den Kom-
munismus subventioniert.
Die Verleger waren froh,
dass die Bundeszentrale
durch eine Garantieabnah-
me einen großen Teil der
Auflagen sicherte. Die ersten
eigenen Tagungen haben
wir Mitte 1952 in Bonn or-
ganisiert mit Max Horkhei-
mer als Hauptreferenten
über die Ursprünge des An-
tisemitismus und den Holo-
caust. Wir haben den evan-

gelischen und katholischen, später auch
den gewerkschaftlichen Akademien, ange-
boten: Wenn Ihr zu Themen wie der Stär-
kung der Demokratie und des europäischen
Gedankens sowie des Dritten Reiches Ta-
gungen veranstaltet, können wir diese fi-
nanziell unterstützen. 

Sind Sie mit Ihrer Arbeit auch mal an
Grenzen gestoßen? 

Ja, das zeigte sich besonders in den
Schulen. Viele der Lehrer, die damals lehr-

ten, waren schon in der Nazizeit Lehrer ge-
wesen. Ihnen fiel es wahrscheinlich schwer,
den Schülern zu sagen, dass dieses System
verbrecherisch gewesen war. So haben sie
die Aufklärung sicherlich oft verhindert. 

Sie waren auch an den ersten Ausga-
ben von „Das Parlament“ beteiligt. Wie
kam es dazu?  

Die Zeitung, die ja schon einige Monate vor
Gründung der Bundeszentrale durch eine
Initiative des Innenministeriums entstan-
den war, wurde bald in unsere Regie über-
führt. Anfangs sind Paul Franken und ich
immer zur Druckerei von „Das Parlament“
gefahren, haben die Zeitungsfahnen Seite
für Seite durchgesehen und entschieden, ob
sie so freigegeben werden können. Das war

besonders für Franken, der ein eher ängstli-
cher Mensch war, kein leichtes Unterfangen.
Es ging ja bei der Zeitung wie auch bei der
Bundeszentrale von Anfang an um überpar-
teilich korrekte Darstellungen. 

Sie waren im Juli 1952 auch verant-
wortlich für die erste Sonderausgabe der
Zeitung über die Widerstandsbewegung
des 20. Juli 1944. Warum dieses Thema? 
Wir wollten nachträglich klar machen, wie
ehrenvoll und mutig das Handeln dieser
Menschen gewesen war. Die Mehrheit der
Deutschen hatte ja zu viel Angst, um im NS-
Terrorregime Widerstand zu leisten. Ein
Vierteljahr Jahr lang habe ich intensiv an
den 32 Seiten gearbeitet, persönlich alle An-
gehörigen und Überlebenden angeschrie-
ben. So entstand die erste amtliche Doku-
mention dazu nach dem Krieg. Die Ausga-
be ist später erweitert und in Buchform ver-
öffentlicht worden. 

Wie blicken Sie heute auf die bisheri-
ge Arbeit der Bundeszentrale? 
Sie hat in den vergangenen 60 Jahren eine
enorme Leistung erbracht im Hinblick auf
die Festigung der Demokratie und des euro-
päischen Gedankens. Tatsache ist, dass die
Aufklärung des deutschen Volkes über das
Dritte Reich mit der Entstehung der Bundes-
zentrale begonnen hat. Wenn die 68er das
immer für sich beanspruchen, ist das abso-
luter Unsinn. ❚

Das Interview führte Johanna Metz.

»Die Aufklärung über das Dritte Reich hat mit der Bundeszentrale begonnen«
INTERVIEW Einer der ersten Referenten der Bundeszentrale, Carl-Christoph Schweitzer, über Ideenfindung, Provokation als Mittel zur Aufklärung und Grenzen der politischen Bildungsarbeit

»Es ging bei
der Zeitung

,Das Parlament’
von Anfang an
um überpartei-
lich korrekte

Darstellungen.«

Der Historiker und
Emeritus an der
Universität Bonn, Carl-
Christoph Schweitzer,
geboren 1924 in
Potsdam, war von 1951
bis 1960 Referent bei
der Bundeszentrale für
Heimatdienst. Von 1972
bis 1976 sowie 1980
saß er für die SPD im
Bundestag. Er war
Initiator und lange Zeit
Vorsitzender der 1957
gegründeten „Aktion
Gemeinsinn“. Sein
Vater war evangeli-
scher Theologe und
Mitbegründer der
Bekennenden Kirche.
1939 flüchtete
Schweitzer vor den
Nazis ins britische Exil
und studierte dort an
der Universität Oxford.
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>KOMPAKT

> Gründungserlass Darin erteilt das Bun-
desinnenministerium der Bundeszentrale
die Aufgabe, „den demokratischen und
europäischen Gedanken im deutschen
Volk zu festigen und zu verbreiten“.

> Wissenschaftlicher Beirat Besetzt mit
Persönlichkeiten des öffentlichen Lebens
soll er Anregungen für die Arbeit der Bun-
deszentrale geben.

> Kuratorium Heute besteht es aus 22
Bundestagsabgeordneten aus allen Frak-
tionen. Es soll die überparteiliche Haltung
und die politische Wirksamkeit der Arbeit
der Bundeszentrale überwachen.

GRÜNDUNG Der 25. November 1952
markiert den Beginn der staatlichen 
politischen Bildung in der Bundesrepublik.
Die Bundeszentrale für Heimatdienst 
sollte die Bevölkerung demokratisieren –
und machte sich zügig an die Arbeit

Institution
für den
Neuanfang



560 JAHRE »DAS PARLAMENT«Das Parlament – Nr. 35 bis 37 – 27. August 2012

Wiederaufbau, Wiedergutmachung, Wirtschaftswunder und VW Käfer: Die Wochenzeitung „Das Parlament“ berichtete hautnah über alle wichtigen Weichenstellungen in der jungen Bundesrepublik.
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19.September 1951 Die erste Ausgabe der
Wochenzeitung „Das Parlament“ erscheint
als Prototyp. Gegründet wird sie auf Initiati-
ve des Bundesinnenministeriums und des
Verlags Giradet & Co. in Hamburg. Die kurz
darauf gegründete Bundeszentrale für Hei-
matdienst sorgt für die fachliche Betreuung.

Von Anfang an bestimmt die Tagesordnung
des Bundestagsplenums die Themenge-
wichtung im Blatt. In der ersten Ausgabe
geht es etwa um Familienhilfen, das Tarif-
vertrags- und das Bundesbaugesetz. Die
Debatten werden im Wortlaut wiedergege-
ben – inklusive der Zwischenrufe. Die Re-
dakteure sorgen für den Umbruch, schmie-
den die Überschriften und wählen die Bil-
der aus. Und sie formulieren in einem Ge-
leitwort in der ersten Ausgabe ein
Anliegen, das die Wochenzeitung auch
heute noch für sich in Anspruch nehmen
kann: „Die Wochenzeitung ‚Das Parlament’
will dir helfen, dir eine selbständige politi-
sche Meinung über deine Volksvertretung
und deinen Abgeordneten zu bilden, die
parlamentarische Arbeit aus unmittelbarer
Anschauung kennenzulernen (…). ‚Das
Parlament’ berichtet nicht nur über den
Bundestag, es führt dich selbst in ihn hi-
nein. Du hörst und liest, was die Abgeord-
neten der verschiedenen Parteien wirklich
gesagt und getan haben. Du siehst sie im
Bilde und kannst dir eine Vorstellung von
ihnen machen. Und du kannst dich selbst
mit ihnen unterhalten, sie fragen und ihnen
deine Meinung zu ihrer Rede sagen.“  

November 1952 Herausgeber von „Das
Parlament“ wird die „Bundeszentrale für
Heimatdienst“, die später in „Bundeszentra-
le für politische Bildung“ umbenannt wird.
Damit wird „Das Parlament“bundesweit be-
kannt. Die Redaktion wird zwar in die Bun-
deszentrale integriert, die Redakteure ver-
bleiben jedoch vorerst noch „auf Weisung
und Rechnung der Bundeszentrale“ im Ange-
stelltenverhältnis beim Verlag Giradet & Co.

1953 Die Redaktion führt als festen Be-
standteil die Sparte „Das politische Buch“
ein, in der politische und zeitgeschichtliche
Neuerscheinungen besprochen werden.

1961 Die Redakteure werden in das Bun-
desangestelltenverhältnis übernommen.

1963 Die Zeitungsherstellung (Umbruch)
und die Redaktionsräume werden vom Köl-
len-Verlag in die Bonner Universitäts-Buch-
druckerei (bub), Baunscheidtstraße 6, ver-
legt. Hier verbleibt die Redaktion bis zum
Umzug 1999 nach Berlin. ❚

CHRONIK

Albert Einstein hat es selbst zugegeben: Als es
um die größte Frage von allen ging, den Ur-
sprung des Universums, lag er lange völlig da-
neben. Erst als Edmund Hubbles Observato-
rium nachweisen konnte, dass alle entfernten
Galaxien weiter auseinander streben, gab Ein-
stein das Modell von der Ewigkeit des Univer-
sums auf. Keine Überzeugung war für ihn sa-
krosankt, auch nicht seine eigene. Er kämpf-
te sein Leben lang gegen den Unverstand und
für die aufklärerische Kraft des Wissens. 
Nachzulesen ist das im Heft 25-26/2005 der
Zeitschrift „Aus Politik und Zeitgeschichte“
(APuZ) zu Einsteins 50. Todestag. Das Blatt
wurde 1953 in Bonn von der Bundeszentra-
le für Heimatdienst gegründet. Es würde
nicht überraschen, wenn es zu Einsteins
Lieblingslektüre gezählt hätte.
Denn seit seither versorgt die APuZ mit Hin-
tergrundwissen und Debattenbeiträgen und
befähigt den bildungswütigen Bürger, sich
kritisch und auf Höhe der Forschung mit his-
torischen, politischen und gesellschaftlichen
Fragen auseinanderzusetzen. Kostenlos und
für jeden erreichbar, erscheint sie alle zwei
Wochen gedruckt als Beilage zur Wochenzei-
tung „Das Parlament“ und auch online. Eine
intellektuelle Wundertüte, die sich stets ei-
nem Thema aus verschiedenen Perspektiven
nähert und dabei ganz unterschiedliche Au-
toren und Meinungen zusammenbringt. 
Die Redaktion greift aktuelle Diskussionen
und Ereignisse auf, und besonders verdienst-

voll: Große Aufregerthemen, bei denen die
Karawane des öffentlichen Interesses schon
wieder weitergezogen ist, setzt die APuZ ver-
lässlich auf Wiedervorlage. Wer sie liest, kann
jedenfalls nicht sagen, er hätte von nichts ge-
wusst. Alleine eine Auflistung der bisherigen
Hefte dieses Jahres zeigt ihr enormes Spek-
trum: Griechenland, Nationalsozialismus,
Qualitätsjournalismus, Wohlstand ohne
Wachstum?, Protest und Beteiligung, Rechts-
extremismus, Ungleichheit, Vollbeschäfti-
gung?, Schuldenkrise, Populismus, Europa –
um nur einige zu nennen.

Wissensspeicher Man kann die APuZ als le-
xikalischen Wissensspeicher nutzen oder
sich einfach darin verlieren. So gilt sie inzwi-
schen als eines der wichtigsten Fachjourna-
le im Feld der Sozialwissenschaft, der Poli-
tologie und der Zeitgeschichte. Wer sich in-
formieren möchte, wer einen Artikel, eine
Seminararbeit, eine Gesetzesvorlage zu ver-
fassen hat – dem sei die Stichwortsuche im
Archiv der APuZ empfohlen. Open access –
freier Zugang zu Wissen in bester Form!
Wissenschaftler, Gedenkstättenleiter, Schrift-
steller, Lehrer, Journalisten, Politiker, Ent-
wicklungshelfer, Unternehmer – sie alle pu-
blizieren in der APuZ. Allgemeinverständlich
sollen sie schreiben, so lautet die wichtigste
Vorgabe der Redaktion. Naturgemäß halten
sich manche mehr, andere weniger daran. In
der Regel aber öffnen sich die Artikel wirk-

lich dem interessierten Leser. Der idealtypi-
sche Beitrag in der APuZ ist wissenschaftlich
fundiert, beseitigt Unklarheiten und verweist
auf wichtige Fragen zu einer aktuellen Dis-
kussion. Und bei manchem Artikel geht nach
dem Erscheinen in der APuZ der Meinungs-
austausch zwischen Lesern und Verfassern
erst los. Hier liegt auch die einzig wirkliche
Veränderung, die man der Zeitschrift wün-
schen möchte: Dass Debatten über die Arti-
kel, dass Widersprüche, Bekräftigungen, Er-
gänzungen, kurzum: dass das, was die Texte
auslösen, im Heft auch sichtbar abgebildet
oder im Internet fortgeführt wird.
Eine der wichtigsten Errungenschaften unse-
rer Demokratie seit 1945 besteht darin, dass
sich niemand am politischen Leben beteili-
gen muss. Das wissen auch die Macher der
APuZ, und sie würden diesen Grundsatz si-
cher verteidigen. Zugleich stemmen sie sich
gegen die Unwissenheit, denn die Ignoranz
des Menschen ist antastbar.
Albert Einstein hätte jedenfalls seine Freude
daran gehabt – daran, die APuZ zu lesen, wo-
möglich hätte er auch für sie geschrieben. Auf
jeden Fall hat uns der geniale Denker einen
Aphorismus hinterlassen, der als Slogan für
die APuZ insgesamt gelten könnte: „Man
muss die Welt nicht verstehen, man muss sich
nur darin zurechtfinden.“ Tobias Winstel ❚

Der Autor ist Programmleiter 
beim Siedler Verlag.

Intellektuelle Wundertüte
BEILAGE Wer »Aus Politik und Zeitgeschichte« liest, kann nicht sagen, er hätte nichts gewusst

S
ollte da jemand die Redaktion
belauschen? Als die Mitarbeiter
von „Das Parlament“ 1952 aus-
gelassen auf der Weihnachtsfeier
plauderten, wurde der Aspirant
für den Posten des Chefredak-

teurs zufällig dabei ertappt, wie er heimlich
ein Band mitlaufen ließ. Das war damals
selbst dem Magazin „Der Spiegel“ eine
Nachricht wert, wohl auch, weil der Kandi-
dat vom Bundeskanzleramt empfohlen wor-
den war.
„Das Parlament“ erschien erstmals im Spät-
sommer 1951 – nicht auf Initiative des Deut-
schen Bundestags, sondern des Innenminis-
teriums. Dass eine vom Bund finanzierte
Zeitung die Arbeit der Legislative zum
Schwerpunkt der Berichterstattung machen
würde, war keinesfalls selbstverständlich. Es
sei vor allem den beteiligten Bundestagsaus-
schüssen zu verdanken gewesen, dass die
Zeitung nicht beim Bundespresseamt als ein
Bulletin der Bundesregierung angesiedelt
wurde. So erinnerte sich später Carl H. Lü-
ders, Referent des ersten Innenministers
Gustav  Heinemann, und sozusagen der
Gründungsvater der Zeitung. 

Beirat Mit der Überparteilichkeit nahm
man es von Anfang an sehr genau. Eigens
wurde ein parlamentarischer Beirat einge-
richtet, dem jeweils ein Vertreter der Regie-
rungs- und der Oppositionsfraktionen ange-
hörten, später auch der Direktor des Bundes-
rates und der Präsident der Bundeszentrale
für Heimatdienst, die ab November 1952 als

Herausgeber fungierte. Mit dieser Übernah-
me wurde die Wochenzeitung bundesweit
bekannt. 
Die Mitglieder des Beirats nahmen ihre Auf-
gabe peinlichst genau und kontrollierten die
Länge der Wortbeiträge von Opposition und
Regierungsfraktionen bis auf den Millimeter.
Später ließ der Beirat mehr Großzü-
gigkeit walten, 1969 wurde das Gre-
mium abgeschafft. 
Eines war zwischen Beirat und Re-
daktion stets unumstritten: Die Ta-
gesordnung des Bundestags gibt im
Blatt den Takt an. Wichtige Debat-
tentexte wurden, ungekürzt und im
Wortlaut, von den Redakteuren in
den Satz gegeben. Unter der Über-
schrift „Abgeordnete fragen – die Re-
gierung antwortet“ räumte die Re-
daktion der Fragestunde Platz ein,
unmittelbar nachdem im Januar
1952 Bundestagspräsident Hermann
Ehlers (CDU) die erste Fragestunde
eröffnet hatte.  Zusätzlich berichtete
„Das Parlament“ über wichtige De-
batten und Entscheidungen anderer
Parlamente der Welt, fasste interna-
tionale Konferenzen zusammen und
druckte Reden von Staatsmännern
und -frauen aus aller Welt. Mit der fortschrei-
tenden Integration Europas kamen weitere
Aufgaben hinzu: Die Berichterstattung aus
dem Europäischen Parlament etwa, über
den Europarat und die WEU-Versammlung. 
Der Auftrag, objektive Dokumentation zu
bieten, kollidiere häufig „mit der Forderung

des Lesers und der Erkenntnis des Journalis-
ten, dass die Wahrheit genießbar zu servie-
ren sei“, notierte der Redakteur Friedrich
Kippenberg zum 20. Jubiläum der Zeitung.
Schon in den ersten Ausgaben war es des-
halb Usus, prominente Wissenschaftler und
Politiker für Beiträge zu verpflichten, „auf

deren Allgemeininteresse man
hoffen durfte“, wie es der erste Direktor der
Bundeszentrale, Paul Franken, nannte. Aus
diesen Ansätzen entwickelte sich die Zeit-
schrift „Aus Politik und Zeitgeschichte“, die
seit November 1953 und bis heute ununter-
brochen als Beilage zu „Das Parlament“ er-

scheint (siehe Beitrag unten). Nach sitzungs-
freien Wochen erschien „Das Parlament“
mit Themenausgaben.  Allein 1953, im Jahr
der zweiten Bundestagwahl, wurden 21 sol-
cher Schwerpunkt-Hefte produziert: „Die
Rohstoffe der Welt“ standen ebenso auf der
Agenda wie das „Ermächtigungsgesetz“ im

Jahre 1933, „Das Rathaus – Keimzel-
le der Demokratie“ und zwei Son-
derausgaben zur Wahl. 

»Schicksalsfragen« Jede Zeit neigt
zur Zufriedenheit mit den eigenen
Begriffen und Überzeugungen, und
davon ist auch „Das Parlament“
nicht frei. So ist in den frühen Jahren
von „Schicksalsfragen des Volkes“ die
Rede, wo heute wohl eher von Bevöl-
kerung, von Bürgern und von Heraus-
forderungen gesprochen würde. Da
wird der Aufstand vom 17. Juni 1953
in der DDR als „mitteldeutscher“ Auf-
stand bezeichnet, im August 1955 soll
die „Atomkraft der Welt zu Segen ge-
reichen“ , und eine Afrika-Themen-
ausgabe macht mit der Schlagzeile
„Des weißen Mannes Weg im ‚Schwar-
zen Kontinent’“ auf. Bis in die späten
1960er Jahre hinein dürfen außerdem
Zigarettenmarken und Fabrikanten

von Sekt und Schnaps recht unverblümt mit
Anzeigen in „Das Parlament“ Reklame ma-
chen. 
Und dennoch: Ein Blick in die frühen Aus-
gaben von „Das Parlament“  hilft auch, um
mit einigen Vorbehalten gegenüber der jun-

gen Bundesrepublik aufzuräumen, der häu-
fig nachgesagt wird, dass vor allem die Bäu-
che runder und die Läden voller, der Krieg
und die jüngste Vergangenheit aber von ei-
ner Mehrheit der Deutschen verdrängt wur-
den. Allein die Zahl von mehr als 1.000 Ge-
setzentwürfen, die in den ersten beiden
Wahlperioden beraten und beschlossen
wurden, zeugt davon, welches Arbeitspen-
sum der Bundestag zu schultern hatte. Die
Wochenzeitung dokumentiert, mit welcher
Leidenschaft die Parlamentarier über die
wichtigen Weichenstellungen der jungen Re-
publik stritten: Wiederbewaffnung, Westbin-
dung, die europäische Integration, der Ver-
such der Aussöhnung mit den Nachbarn,
später die heikle Frage, ob nationalsozialis-
tische Schwerverbrechen verjähren dürfen.
Heimkehrende Kriegsgefangene und zehn
Millionen Flüchtlinge und Vertriebene soll-
ten eingegliedert, Opfer des Nationalsozia-
lismus versorgt,  die Wohnungsnot beseitigt,
die Renten auf eine solide Grundlage gestellt
werden. 
Und weil „Das Parlament“ all diese demo-
kratischen Entscheidungen in ihrer Entste-
hung begleitete und nicht nur als Ergebnis
abbildete, vermitteln die frühen Jahrgänge
das Bild einer Bundesrepublik, in der 
vieles heute Selbstverständliche noch im
Fluss und offen war.  Eines haben alle Re-
daktionen stets beherzigt: Politik machte
„Dass Parlament“ nie. Das ist und bleibt
Aufgabe der Abgeordenten, deren sachge-
treuer Chronist die Wochenzeitung seit An-
beginn ist. Alexander Heinrich ❚

GRÜNDERZEITEN »Das Parlament« der 1950er und 1960er Jahre ist ein Fundus leidenschaftlicher Debatten 
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Anzeige

Die erste Ausgabe von „Das Parlament“

„Das Parlament“ ist eine ganz besondere Zeitung.
Denn sie wird vom deutschen Parlament, dem Bundes-
tag, gemacht. Die Politiker im Bundestag sollen die
Meinung aller Bürger vertreten. Deshalb berichtet
„Das Parlament“ ganz neutral. Es gibt niemandem
Recht oder Unrecht.
„Das Parlament“ erscheint jeden Montag nach einer
Sitzungswoche. In der treffen sich die Abgeordneten
aus ganz Deutschland im Bundestag. Sie diskutieren
zum Beispiel neue Gesetze. Über ihre Arbeit wird
dann in „Das Parlament“ berichtet. Und weil heute
viele Menschen ihre Zeitung auch am Computer le-
sen, gibt es „Das Parlament“ auch im Internet.

„Das Parlament“
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Politisch bewegte Zeiten: Gegen Atomkraft und Nato-Doppelbeschluss demonstrierten in der 70er- und 80er-Jahren tausende Menschen. Auch „Das Parlament“ berichtete über diese neuen sozialen Bewegungen.
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1970er Jahre „Das Parlament“ berichtet
aus parlamentarisch bewegter Zeit: Die Wo-
chenzeitung dokumentiert die leidenschaftli-
chen Bundestags-Debatten zu den Ostverträ-
gen der sozialliberalen Regierung und das
Mißtrauensvotum gegen Bundeskanzler Willy
Brandt (SPD) im Frühjahr 1972 (siehe Seite
15). Debatten-Höhepunkte sind auch das Rin-
gen um die Reform des Paragrafen 218 – die
Fristenregelung für Schwangerschaftsabbrü-
che – und die Reaktionen auf den linksextre-
men Terror im Herbst 1977. Damals entführte
und ermordete die Rote Armee Fraktion meh-
rere Repräsentanten des Staates und der Wirt-
schaft (siehe Seite 16).
Neu in der Wochenzeitung ist die Rubrik „Te-
leforum“ auf der letzten Seite. In ihr rezensie-
ren jeweils drei Autoren aus verschiedenen
politischen Blickwinkeln eine Sendung, einen
Film oder eine Serie und gehen der Frage nach
den „Wirkungen des Fernsehens auf politi-
sche Einstellungen“ auf den Grund.

1970 Der alte Fraktur-Schriftzug von „Das
Parlament“ hat endgültig ausgedient und
wird durch eine neue, modern und schnörkel-
los anmutende Schrift ersetzt.

Januar 1973 Nach mehr als zwei Jahrzehn-
ten gehen Druck und Vertrieb der Wochenzei-
tung vom Verlag Giradet in Hamburg zur Pau-
linus-Druckerei in Trier über.

1980er Jahre Zunehmend finden auch au-
ßerparlamentarische Bewegungen und Ereig-
nisse Eingang ins Blatt. Neben dem Kernge-
schäft – der Dokumentation der parlamenta-
rischen Debatten,Entscheidungen und Abläu-
fe – widmet die Zeitung Themenseiten und
ganze Themenausgaben der aufkommenden
Umweltbewegung, den Demonstrationen
und Protesten gegen das Wettrüsten zwi-
schen Ost und West und  den Nato-Doppelbe-
schluss, aber auch den Neuen Medien und der
Einführung des Privatfernsehens Mitte der
1980er-Jahre.
Die letzte Seite wird zur „Kehrseite“ umbe-
nannt. Sie bietet Raum für Porträts, Persona-
lia, Berichte von Parteitagen und auch bunte-
re Stücke und Einblicke in die Arbeit der Bun-
destagsverwaltung. Außerdem bekommt die
Zeitung eine feste Gliederung in Ressorts und
Rubriken: Seitentitel wie Bundestag, Bundes-
rat, Europäisches Parlament, Geschichte, Pa-
norama, Aus den Ländern und das schon seit
1953 als fester Bestandteil eingeführte „Poli-
tische Buch“ weisen dem Leser den Weg
durch die Zeitung.

1989/1990 Der Fall der Mauer am 
9. November 1989 läutet einen Epochen-
wechsel ein. „Das Parlament“ dokumentiert

den Weg zur deutschen Einheit  am 3. Okto-
ber 1990 (siehe Foto).Die Redakteure und Au-
toren berichten ausführlich über die Situation
in der DDR und die erste freie Volkskammer-
wahl im März 1990. Die Wirtschafts- und
Währungsunion ist ebenso Thema wie die die
2+4-Verhandlungen mit den Weltkriegs-Alli-
ierten USA, Sowjetuinon, Großbritannien und
Frankreich und jene zwischen der Bundesre-
publik Deutschland und der DDR zum Vertrag
über die Herstellung der Einheit Deutschlands.

Januar 1990 In dieser bewegten Zeit gehen
wichtige Neuerungen bei der Wochenzeitung
fast unter: Bereits Ende der 1980er Jahre dis-
kutiert die Redaktion intensiv über ein neues
Layout und über einen neuen Kopf des Blat-
tes. Ausgeführt werden die Arbeiten von dem
Zeitungsdesigner Norbert Küppers. Im Januar
1990 ist es dann soweit:Vom Direktorium der
Bundeszentrale kaum bemerkt wird das neue
Layout eingeführt. Debatten von Bundestag
und Bundesrat, Dokumentationen und Artikel
werden nun „im Block“ umbrochen. Ein neu-
er Zeitungskopf kann wegen Streitigkeiten im
Direktorium der Bundeszentrale noch nicht
eingeführt werden.

März 1990 Die Vorboten des digitalen Zeit-
alters erreichen die Redaktion: Bisher muss-
ten aus den Räumen des Deutschen Depe-
schen-Dienstes (ddp) die Agenturfahnen ein-
mal pro Woche von einem Volontär abgeholt
werden. Jetzt kommen die Agenturmeldun-
gen von der Deutschen Presse-Agentur (dpa)
aktuell auf die Computerbildschirme der Re-
dakteure. Die Zeitung selbst produzieren sie
allerdings noch ganz altmodisch: Artikel, Bil-
der, Grafiken, Überschriften und Bildunterzei-
len werden per Klebeumbruch mit der Hand
zusammengestellt.

Juli 1990 Die Redaktion erhält auf Anregung
des Vorsitzenden  des „Kuratoriums für poli-
tische Bildung“ beim Bundestag, Gerhard
Reddemann (CDU/CSU), ein Redaktionssta-
tut. Angelehnt am Statut der Deutschen Wel-
le kann das Direktorium der Bundeszentrale
nun nicht mehr in redaktionelle Verantwort-
lichkeiten eingreifen. ❚

CHRONIK

„Mit dem heutigen Tag erscheint die ,Parla-
mentskorrespondenz' zum ersten Male. Sie
soll den Abgeordneten und Journalisten
praktische Arbeitshilfe geben und der Öf-
fentlichkeit die Funktion unseres Parla-
ments verdeutlichen“, schrieb Bundestags-
präsident Kai-Uwe von Hassel (CDU) in sei-
nem Grußwort zur ersten Ausgabe von
„heute im bundestag“ (hib) am 15. Septem-
ber 1970. 
Als die vierköpfige Redaktion unter Leitung
des früheren dpa-Journalisten Hansjoa-
chim Höhne als Referat „Parlamentskorres-
pondenz“ der Bundestagsverwaltung ihre
Arbeit aufnahm, waren die Adressaten in
erster Linie Nachrichtenagenturen. Privat-
leute konnten kostenlos die „woche im
bundestag“ (wib) abonnieren, ein Heft, das
nach Sitzungswochen des Bundestages er-
schien und die hib-Meldungen zusammen-
fasste. Es wurde jedoch 1998 eingestellt.

Schnell und umfassend Im Zentrum der
Berichterstattung standen von Anfang an
die nichtöffentlichen Ausschusssitzungen,
aus denen die hib-Redakteure in der Regel
berichten dürfen. Die Meldungen wurden
so schnell wie möglich an die Agenturen
übermittelt. Zweites Standbein war und ist
die komprimierte Zusammenfassung von
Bundestagsdrucksachen wie Gesetzentwür-

fen, Anträgen, Kleinen und Großen Anfra-
gen sowie Unterrichtungen. 
Um parteipolitische Neutralität zu wahren,
gilt das Vollständigkeitsprinzip: Es wird
über jede Kleine Anfrage und über jeden
Antrag berichtet. Problematisch wurde dies
in den 1990er-Jahren, als es mit der SPD,
Bündnis 90/Die Grünen und der Gruppe
der PDS eine dreigeteilte Opposition gab.
Vor allem die Grünen fluteten damals die
Ministerien mit Kleinen Anfragen. Auf Sei-
ten der schwarz-gelben Koalition entstand
rasch der Eindruck eines reinen Pressediens-

tes der Opposition. 1993 wollte das Bun-
destagspräsidium den Dienst einstellen.
Dass es dazu nicht kam, hat auch mit Für-
sprechern in den Medien zu tun. So schrieb
Carl-Christian Kaiser im August 1993 in der
Wochenzeitung „Die Zeit“: „Freilich, hib
und wib liefern Schwarzbrot, nüchterne Ar-
beitsberichte, keine Schlagzeilen. Eben des-
halb aber schadete der Bundestag sich sel-
ber, wenn er an den beiden Korresponden-
zen – Quellen seriöser Berichterstattung,
von der sein Ansehen in erster Linie ab-
hängt – etwas änderte.“
Dabei produzierte hib durchaus einmal
Schlagzeilen, als im September 1995 eine
Meldung über den Auftritt von Finanzmi-
nister Theo Waigel im Finanzausschuss po-
litische Verwicklungen auslöste. Waigel hat-
te unter anderem gesagt, dass Italien nicht
an der Europäischen Wirtschafts- und Wäh-
rungsunion teilnehmen werde.
Inzwischen ist hib zu einer „Marke“ im
Nachrichtengeschäft geworden. Erschien
der Newsletter 1970 in dreieinhalb Mona-
ten 117 Mal mit 551 Meldungen, so gab es
1988 bereits 300 Ausgaben mit 1.891 Mel-
dungen. Dies steigerte sich bis 2011 auf 
535 hib-Ausgaben mit 3.489 Meldungen.
Heute kann jeder die neuesten Meldungen
aus dem Parlament auch auf www.bundes-
tag.de abonnieren. Volker Müller ❚

Mehr als nur Schwarzbrot 
PARLAMENTSKORRESPONDENZ Vor 42 Jahren entstand der Bundestags-Pressedienst »hib«

hib-Meldungen auf www.bundestag.de

T
eilweise harte Zeiten hatte die
stets personell unterbesetzte
und auch mit recht geringen
Finanzmitteln ausgestattete
Wochenzeitung „Das Parla-
ment“ bis Mitte der 1970er-

Jahre hinter sich bringen müssen. Die Lei-
tenden Redakteure der Gründerzeit,  Fried-
rich Kippenberg und Willi Weber, gingen in
den Ruhestand. Neue Gesichter gestalteten
von nun an das Blatt. Die Redaktionsleitung
wollten zunächst die sozialliberalen Koali-
tionäre unter sich aufteilen. Für die FDP
sollte Peter Juling, ein enger Mitarbeiter des
damaligen Bundesinnenministers Gerhart
R. Baum, für die SPD Ernst Goyke, bisheri-
ger Bonn-Korrespondent des Magazins „Der
Spiegel“, die Redaktion führen. Erst auf In-
tervention des damaligen Bundestagspräsi-
denten Karl Carstens (CDU) bekam auch
die Union den dritten Leitenden Redakteur
zugestanden: Egon Ludwig, ein Emil-Dovi-
fat-Schüler, kam vom ZDF. 

Vorsichtige Modernisierung Vorbei waren
die Zeiten, in denen Parlamentarische Ge-
schäftsführer wie Hermann Ehren von der
CDU/CSU gemeinsam mit dem Sozialde-
mokraten Erwin Welke „bei Kaffee und Ku-
chen“ – wie sich Willi Weber später erinner-
te – die Arbeit der Redaktion überwachten
und begutachteten: mittels Längenmessung
der Dokumentationsbeiträge per Bindfaden
und Kontrollieren der Überschriftengrößen,
ob auch so keine Fraktion übervorteilt wer-
den konnte.
Juling, Ludwig und Goyke gingen nun da-
ran, das Blatt zu modernisieren – vor- und

umsichtig, denn sowohl die Auguren in der
Bundeszentrale als auch im Bundestags-Ku-
ratorium der Bundeszentrale für politische
Bildung wachten mit Argusaugen auf das Er-
scheinen einer jeden Ausgabe. Wurde bisher
der chronologische Ablauf einer Bundes-
tagsdebatte – ab Seite 1 – ohne Wenn und
Aber dokumentiert, gab es fast eine redak-
tionelle Revolution. Beispiel: „Präsident Eh-
lers eröffnet die Sitzung.“ – Präsident Dr.
Ehlers: „Die Sitzung ist er-
öffnet.“ – Solche Unsinnig-
keiten gehörten nunmehr
der Vergangenheit an. Statt-
dessen folgte nun die „Kon-
trovers-Aufmachung“: Auf
der Seite 1 kamen jetzt glei-
chermaßen sowohl die Re-
gierung als auch die Oppo-
sition zu Wort. Der Nachteil
für den Leser: unzählige
Textüberläufe auf die nächs-
te(n) Seite(n). Der gestress-
te Leser musste die Seiten
ständig umschlagen. Aber die Neuerung
diente der Ausgewogenheit und der Über-
parteilichkeit. Jede Reform hat eben seine
Stärken und auch Schwächen.
Als besondere Stärke der Reform ist zu se-
hen, dass von nun an neben dem Ressort
„Das politische Buch“ auch mehr redaktio-
nelle Formate in das Blatt Einzug fanden. So
entstand etwa „Panorama“: Hier wurde
über Entwicklungen in den Medien und
über die Arbeit in den politischen Stiftun-
gen berichtet; im Ressort „Aus den Ländern“
gab es Berichte aus den Länderparlamenten;
„Ausland“ war das Ressort, das die parla-

mentarische Arbeit in anderen Ländern in-
tensiv beobachtete. Keine andere Tages-
oder Wochenzeitung in Deutschland be-
richtete damals so intensiv über Europa wie
„Das Parlament“. Als Hintergrund-Informa-
tion kamen Rubriken wie „Zur Sache“, „Zur
Debatte“ und die Wochen-Chronik hinzu.
Als weiteres „Schmuckstück“ wurde schon
vor nahezu 35 Jahren die „Kehrseite“ konzi-
piert, die allerdings auch eine ganze Reihe

von Veränderungen durch-
lebte. Erweitert wurde die
Zeitung auch um Doku-
mentationen über die Par-
teitage der im Bundestag
vertretenen Parteien. Diese
wurden gegen Ende der
1980er-Jahre umgestellt in
eine Mischung von Bericht-
erstattung und Dokumenta-
tion.
Eine Zeitung, die lebt – und
überleben will –, muss sich
einer ständigen Verände-

rung stellen, muss reformbereit sein. So
kam in der zweiten Hälfte der 1980er-Jahre
der „Blickpunkt Bundestag“ sowohl als Hin-
tergrundseite als auch – allerdings nur rudi-
mentäre – Berichterstattung aus den Bun-
destagsausschüssen hinzu, die Konzeption
wurde später in eine Seite für Hintergrund,
Porträt und Sonder- und Untersuchungs-
ausschüsse geändert.
Allerdings muss festgestellt werden, dass
trotz all des journalistischen Reformwillens
die Technik ziemlich hinterwäldlerisch war.
Im dritten Quartal des Jahres 1987 gab es in
der Redaktion als modernstes Schreibgerät

eine gut 20 Jahre alte elektrische Adler-
Schreibmaschine und einen – das muss
man einfach sagen – Super-Kopierer mit al-
lem Schnickschnack. Aber das war es auch
schon. Computer? Um Gottes willen: Das
schien Teufelszeug zu sein. Als der Autor
dieser Zeilen seinen privat ausrangierten
Rechner Anfang 1988 mitbrachte, wurde in
einer Redaktionssitzung heftig darüber ge-
stritten, ob dies gestattet sei – oder auch
nicht. Er setzte sich durch. Doch mit den
Rechnern im Satzbetrieb war er dennoch
nicht kompatibel. Also mussten die Texte
weiter ausgedruckt und im Satzbetrieb neu
erfasst werden.

Mit Schere und Klebestift Aber der tech-
nische Fortschritt ließ sich nicht aufhalten:
Hatten bisher die Volontäre an jedem Frei-
tag vom Deutschen Depeschen-Dienst
(ddp) die Agenturfahnen abzuholen, wur-
den ab 1990 Agenturmeldungen der Deut-
schen Presse-Agentur (dpa) auf einen ein-
zelnen Bildschirm in der Redaktion gesen-
det, auf den alle Redaktionsmitglieder Zu-
griff hatten. Der Seiten-Umbruch, der in
den meisten Redaktionen bereits elektro-
nisch erfolgte, wurde nach Steinzeit-Manier
noch bis in die Mitte der 1990-Jahre mittels
Schere und Klebestift durchgeführt. Schere
und Klebestift gehörten erst zum Ende des
Jahres 1999 der Vergangenheit an.
Eine wenig angenehme Sache für die Redak-
tion war es, dass das Direktorium der Bun-
deszentrale für politische Bildung Einfluss
auf die redaktionelle Arbeit von „Das Parla-
ment“ nehmen wollte. Darüber waren sich
die drei Direktoren einig, nicht jedoch über

den Weg der Einflussnahme. Gerade bei
Themenausgaben wollten sie „mitregieren“,
etwa Erweiterungen des Themenangebotes
und die Benennung von jeweils politisch ge-
nehmen Autoren vorgeben. Ob dies in die
jeweilige Konzeption passte oder nicht, war
den drei Herren ziemlich egal. Das wieder-
um passte den Mitgliedern des Bundestags-
Kuratoriums für politische Bildung über-
haupt nicht. Kurz und gut: Die Redaktion
bekam auf Vorschlag des CDU-Abgeordne-
ten Gerhard Reddemann, Anfang 1990 Vor-
sitzender dieses Gremiums, ein Redaktions-
statut, welches dem der Deutschen Welle
angepasst war. Nunmehr war die Redaktion
allein verantwortlich für ihr Tun – und Un-
terlassen. Weder das Direktorium noch das
Bundestagspräsidium konnten von nun an
in die redaktionelle Arbeit aktiv eingreifen.

Neues Layout Ende der 1980er-Jahre wur-
de gemeinsam mit dem Zeitungs-Designer
Norbert Küppers ein neues Layout mit ei-
nem neuen Zeitungskopf entwickelt. Die
Kontorvers-Aufmachung war Geschichte,
die Seite 1 wurde stattdessen nachrichtlich
gestaltet. Blockumbruch war nun auf allen
Dokumentations- und redaktionellen Sei-
ten angesagt. „Das Parlament“ und die
„Frankfurter Rundschau“ waren zudem zur
Jahreswende 1990/91 über lange Zeit die
einzigen deutschen Zeitungen, die auf der
Seite 1 eine Karikatur publizierten. Mit den
Jahren wurde das Blatt immer moderner
und lesefreundlicher. Günther Pursch ❚

Der Autor gehörte der Redaktion von 1987
bis 2008 an, ab 1989 als Leitender Redakteur.

1970ER UND 1980ER JAHRE Neue Ressorts, mehr redaktionelle Inhalte – »Das Parlament« wird reformiert 

Mit Argusaugen bewacht
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Die 1970er Jahre waren für die staatliche po-
litische Bildung eine Wendezeit. 1973 kam es
zu einer Neuorganisation der Führungsspitze
der Bundeszentrale für politische Bildung
(bpb) in Bonn. Fortan bestimmte ein partei-
politisch austariertes Dreiergremium ihre Ar-
beit. Auch Inhalt und Aufgaben der staatli-
chen politischen Bildung kamen auf den
Prüfstand, Selbstverständnis und Ziele wur-
den in diesen Jahren zum Teil heftig disku-
tiert. Die bpb beharrte allerdings darauf, dass
– wie es in ihrem 1971 eingerichteten Wissen-
schaftlichen Beirat formuliert wurde – politi-
sche Aktion nicht Teil der politischen Bildung
sein dürfe. Gleichzeitig allerdings sollte poli-
tische Bildung „realitätsbezogener, weniger
verklärend und harmonisierend und die Sen-
sibilität für Interessenkonflikte und Macht
stärkend“ sein.
Wenn auch der Theoriestreit nicht abschlie-
ßend entschieden wurde, verständigte man
sich mit dem im Jahr 1976 formulierten
„Beutelsbacher Konsens“ auf Regeln für die
pädagogische Praxis. Festgeschrieben wurden
drei Prinzipien, die bis heute für die politi-
sche Bildung hierzulande maßgebend sind:
Das Kontroversitätsgebot (Beachtung kontro
verser wissenschaftlicher und politischer Po-
sitionen im Unterricht), das Überwältigungs-
verbot (Indoktrinationsverbot) sowie die Be-
fähigung der Schülerinnen und Schüler, die

eigenen Interessen in politischen Situationen
zu erkennen. In den 1980er Jahren geriet die
bpb in ein ruhigeres Fahrwasser. Die Bil-
dungsangebote wurden kontinuierlich fort-
geführt, wachsende Bedeutung kam der Zu-
sammenarbeit mit den freien Trägern zu. 
Das Ostkolleg wurde als Abteilung eingeglie-
dert.

Neue Akteure, neue Themen Inhaltlich wa-
ren die Herausforderungen indes nicht klei-
ner geworden. Mit der von der Bundeszentra-
le mit ihren Angeboten begleiteten Ausstrah-
lung der „Holocaust“-Serie kehrte der dun-
kelste Abschnitt der jüngeren deutschen
Geschichte ins Zentrum ihrer Arbeit zurück.
Zudem gab es eine Vielzahl neuer Produkte
und Veranstaltungen zu diesem Thema wie
die groß angelegte Dokumentation „Gedenk-
stätten für die Opfer des Nationalsozialis-
mus“. Aber auch sonst kannte die politische
Bildung keinen Stillstand. Neue politische
Akteure wie Bürgerinitiativen und die Neuen
Sozialen Bewegungen wurden in den Fokus
genommen. Das Themenspektrum bestimm-
ten zunehmend gesellschaftliche und techni-
sche Veränderungen wie das heraufziehende
Informationszeitalter. Christiane Toyka-Seid ❚

Die Autorin arbeitet als Redakteurin und
Journalistin für politische Bildung.

Kompromiss für die Praxis 
KONSENS Die Bundeszentrale bekommt Regeln für ihre Arbeit
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Auf Seite 1
kamen jetzt
sowohl die

Regierung als
auch die

Opposition 
zu Wort.
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Mit mehr als 50.000 Dokumenten ist der In-
ternetauftritt des Bundestages einer der um-
fangreichsten in Europa. Seit 1996 infor-
miert er alle Bürger, Wissenschaftler und
Journalisten gleichermaßen über seine Ar-
beit, Aufgaben und Abgeordneten. Damit
setzt das oberste Verfassungsorgan das Prin-
zip des gläsernen Parlamentes auch in sei-
ner Internetpräsenz um - sogar auf Ara-
bisch. 

Die Website Dreh- und Angelpunkt ist die
Website www.bundestag.de. Hier finden
sich alle Informationen über die Arbeit des
Parlamentes: Video-, Text– und Audiodatei-
en.  
Während der Sitzungswochen werden zum
Beispiel die Plenardebatten und die öffent-
lichen Sitzungen der Fachausschüsse live
übertragen. Acht Kameras sind allein im
Plenarsaal des Reichstagsgebäudes instal-
liert, die das Geschehen aufzeichnen. Auch
die meisten Ausschuss–Sitzungssäle verfü-
gen über fest installierte Kameras. Zwei Sit-
zungen können gleichzeitig übertragen wer-
den, wenn sie parallel tagen, eine dritte wird
gegebenenfalls zeitversetzt gesendet. Ältere
Beiträge stehen in der Mediathek zur Verfü-
gung, die alle Plenardebatten der zurücklie-
genden vier Legislaturperioden umfasst.
Dazu kommen Videos noch von öffentli-
chen Ausschusssitzungen, Interviews mit
Bundestagsabgeordneten, Kurzbeiträge und
Reportagen über den Deutschen Bundestag
sowie Sonderveranstaltungen, wie bei-

spielswiese die Rede des Papstes vor dem
deutschen Parlament. Für die Produktion
stehen im Bundestag zwei Fernsehstudios
zur Verfügung.  
Auf der Website findet jeder Bürger umfas-
sende Informationen über den Abgeordne-
ten aus seinem Wahlkreis: Neben Biografien
und Angaben über die Arbeit der Abgeord-
neten in den jeweiligen Fachausschüssen
gibt es direkte Verknüpfungen zu Redebei-
trägen, Gesetzesvorlagen oder Interviews
der Parlamentarier. Auch über die Fraktio-
nen, das Präsidium, die Fachausschüsse, das
Plenum oder die Verwaltung des deutschen

Bundestages gibt es online umfassend In-
formationen. Wer möchte, kann zudem
über das Portal des Petitionsausschusses ei-
gene Petitionen einbringen oder mit unter-
zeichnen. 
Direkten Einblick in die Arbeit des Deut-
schen  Bundestages bietet der Informations-
dienst „heute im bundestag“ (hib). Er infor-
miert tagesaktuell über die Beratungen in
den Fachausschüssen sowie über parlamen-
tarische Vorlagen wie beispielsweise Gesetz-
entwürfe, Anträge, Große und Kleine Anfra-
gen der Fraktionen sowie Antworten der
Bundesregierung. Auch diese Meldungen

sind rückwirkend bis zum Jahr 1998 gespei-
chert.  
Die Zeitung „Das Parlament“ ist ebenfalls
online vertreten. Unter www.das–parla-
ment.de steht ein kostenloses E–Paper der
aktuellen Ausgabe zum Download bereit.
Alle Artikel sind außerdem im Archiv on-
line zugänglich. 
Für Kinder und Jugendliche bietet der Bun-
destag die Seiten www.kuppelkucker.de und
www.mitmischen.de an. „Kuppelkucker“
richtet sich an Kinder ab fünf Jahren. Für
diejenigen, die noch nicht lesen können,
werden alle Inhalte vorgelesen. Ein Maus-
klick genügt. „Mitmischen“ richtet sich an
Kinder und Jugendliche ab elf Jahren. Die-
se können zum Beispiel im Forum über po-
litische Fragen diskutieren. Für Ausländer
bietet der Bundestag seinen Internetauftritt
auch auf Englisch, auf Französisch und so-
gar Arabisch an. Die arabische Sprachversi-
on ist seit gut einem Jahr online. Unter an-
derem sind hier die Geschäftsordnung des
Bundestages, das Grundgesetz und weitere
Gesetzestexte in arabischer Übersetzung zu
finden.
Als eines der ersten europäischen Parlamen-
te stellt der Bundestag sein Onlineangebot
für mobile Endgeräte dem Bürger zur Verfü-
gung. Mit Hilfe der 2010 gestarteten kosten-
losen App „Deutscher Bundestag“ kann 
per Smartphone und Tablet–PC weltweit
auf das Angebot des Parlaments einschließ-
lich der Liveübertragungen zugegriffen wer-
den.                        Julian Burgert ❚

Der Bundestag in der digitalen Welt 
INTERNET Über die Arbeit des Parlaments wird auch online umfassend berichtet – von Bewegtbildern bis zum Infodienst

I
st das wohl das Ende? So fragte sich
damals die Redaktion von „Das
Parlament“, als  sie Ende der
1990er-Jahre das Gerücht erreichte,
der Bundesminister des Innern, da-
mals seit 1998 Otto Schily (SPD),

wolle sich von „Das Parlament“ trennen.
Damals wurde die Zeitung noch von der
Bundeszentrale für politische Bildung he-
rausgebracht, einer nachgeordneten Behör-
de des Innenministeriums. Eine Trennung
hätte das Ende der Zeitung bedeutet, so war
zu befürchten. Es konnte sich niemand vor-
stellen, wie ein neuer Herausgeber gefun-
den werden sollte, da sich „Das Parlament“
ja nicht auf dem freien Zeitungsmarkt be-
haupten musste, sondern als Instrument der
politischen Bildungsarbeit des Bundes na-
hezu vollständig aus Steuermitteln finan-
ziert und damals überwiegend kostenlos
verteilt wurde. Ob Kostengründe oder ande-
re politische Faktoren bei diesen Überle-
gungen über eine Einstellung der Zeitung
eine Rolle spielten, wurde für die Redaktion
nicht erkennbar. Es kam allerdings erschwe-
rend hinzu, dass Otto Schily keine beson-
dere Nähe zur institutionalisierten politi-
schen Bildung nachgesagt werden konnte.
Wollte er einfach etwas aus seinem Ge-
schäftsbereich loswerden, dessen politi-
schen Nutzen er nicht zu erkennen ver-
mochte oder wollte?

Blackbox Demokratie Der damalige Status
der Zeitung war einmalig, entsprach aber
durchaus den Interessen der drei Altpartei-
en des Deutschen Bundestages – CDU/CSU,
SPD und FDP. Die Grünen zeigten seit ih-
rem Einzug in den Bundestag zunächst auf
merkwürdige Weise Desinteresse. Die Zei-
tung war seit 1952 das einzige, periodisch
erscheinende journalistische Produkt des
Bundes, der sich ansonsten aus dem ge-
druckten (privaten) Meinungsmarkt aus gu-
ten Gründen heraushielt. Als Wochenzei-
tung hatte sie einen Hauptauftrag: Über die
gesetzgeberische Arbeit des deutschen Par-
laments zu informieren. Also über einen
politischen Knotenpunkt der deutschen Ge-
sellschaft politische und informationelle
Transparenz zu schaffen, wo eine Mehrzahl
der Bürger keinen Durchblick besitzt. Wie
ein Gesetz zustande kommt und wer daran
wie in welchen Stufen beteiligt ist, scheint
auch für viele, nach 1945 mit der parlamen-
tarischen Demokratie beschenkte deutsche
Zeitgenossen noch immer eine Blackbox zu
sein. „Das Parlament“ hatte also die Auf-
trag, dem Bürger die Funktionalität der par-
lamentarischen Demokratie in einer Form
nahezubringen, die er, falls interessiert, in
der Tagespresse nicht finden und in den
elektronischen Medien nur in knappsten
Ausschnitten hören und sehen kann – da-
mals wie heute.
Die Zeitung gehörte und gehört damit zu
den Säulen aller politischen Bildungsarbeit.
Und das sollte nicht mehr fortsetzungswür-
dig sein? 
Die Redaktion hat damals die Erfahrung ge-
macht, dass uns Deutsche sehr viele Parla-
mentarier aus europäischen Nachbarlän-
dern, aber auch aus fernen Regionen bei Be-
suchen in der Redaktion um diese Form der
institutionalisierten Bildungsarbeit gerade-
zu beneiden. Nachahmungsversuche, wie
zum Beispiel in der Ukraine nach 1991, sind
alle  gescheitert, weil es nirgendwo gelun-
gen war, eine reale Unabhängigkeit der Re-
daktion zu sichern. Diese war für „Das Par-
lament“ in einem von allen Bundestagspar-
teien getragenen Statut schwarz auf weiß
und unstrittig festgeschrieben.

Unabhängigkeit als Lebenselixier Die
Redaktion der Zeitung konnte tatsächlich
stets mit diesem Pfunde wuchern, das den

Wertgehalt ihrer Glaubwürdigkeit bestimm-
te: ihre vollständige Unabhängigkeit von
der Exekutive, die zugleich eine gewisse Dis-
tanz zur Legislative bedeutete, deren Arbeit
im Interessenfokus der Zeitung stand. Die
Redaktion war jedenfalls so unabhängig,
dass sie (selten) vorgebrachte Publikations-
wünsche bezüglich eigener Beiträge von
Vertretern der Exekutive oder der Legislative
nachhaltig ablehnen konnte, wenn sie das
aus journalistischen oder anderen  Gründen
für geboten hielt. Die Redaktion musste ja
auch nicht fürchten, dass eine solche Hal-
tung Leser zu irgendwelchen Konkurrenz-
produkten abwandern lassen würden.
Dieser Sonderstatus der Zeitung hat ihr mit
der Zeit den Ruf gesichert, eben kein in Zei-
tungsform getarntes Bulletin oder ein pro-
pagandistisches Sprachrohr der Bundesre-
gierung zu sein, sondern ein Presseprodukt

eigener Provenienz, das objektive Berichter-
stattung betreibt und damit glaubwürdig
ist.
Allerdings hatte dieser Sonderstatus auch
Nachteile. So musste der Personalbestand
der Redaktion immer den knappen Mitteln
aus dem Etat der Bundeszentrale für politi-
sche Bildung angepasst bleiben. Jedermann
kann sich vorstellen, dass gerade nach der
Vereinigung der beiden deutschen Staaten
1990 zahlreiche neue parlamentarische
Probleme und Themen auftraten und die
wöchentliche Herstellung von im Durch-
schnitt 24 Druckseiten angesichts der Perso-
nallage manche Überstunde erforderlich ge-
macht hat.
Als sich nach dem Amtsantritt der Regie-
rung Gerhard Schröder (SPD) 1998 mit
dem Beschluss über den Umzug der Redak-
tion von Bonn nach Berlin der Nebel über

der Zukunft der Zeitung zu lichten begann,
spielten all diese Fragen für die Redaktion
eine große Rolle. Eine Einstellung der Zei-
tung war jetzt unwahrscheinlich geworden,
denn wer bezahlt erst einen teuren Umzug
und macht dann die Klappe dicht? 

Neuer Herausgeber Was sich nun heraus-
kristallisierte, nämlich die Übertragung der
Herausgeberschaft aus dem Geschäftsbe-
reich des Bundesinnenministeriums auf
den Deutschen Bundestag, war eine Lösung,
die in den Augen der Redaktion ebenfalls ei-
nige Probleme mit sich bringen würde.
Zunächst war keinesfalls klar, was aus der
unabdingbaren Unabhängigkeit der Zei-
tung wohl würde, wenn ihre Hauptaufgabe,
nämlich über die Arbeit des deutschen Par-
laments zu informieren, unter den unmit-
telbaren Einfluss eben dieses Parlamentes

gerät. Bekäme die Zeitung nun statt wie bis-
her eines Dienstherrn,  in Gestalt der Abge-
ordneten des Bundestages ein paar hundert
neue Herausgeber, die sich natürlich alle
aus Sorge um das Erscheinungsbild des Par-
lamentes (und womöglich ihrer eigene Per-
son) direkt in die strategische und operati-
ve Zeitungsarbeit einmischen würden?
Könnte die Zeitung dann noch ein glaub-
würdiges Instrument der politischen Bil-
dung bleiben? Oder müsste sie nicht auf
diese Weise zum Selbstdarstellungsvehikel
einer  bestimmten Politikerschicht werden,
deren tatsächlichen Leistungen gemeinhin
von der Öffentlichkeit nicht hinreichend
gewürdigt werden? War dem Verständnis
und der Wertschätzung von parlamentari-
scher Demokratie wirklich gedient, wenn
das Parlament via „Das Parlament“ über
sich berichten lässt? 

Im Rampenlicht Um es gleich vorweg zu
nehmen: Alle dahin gehenden Sorgen der
damaligen Redaktion, die bei aller Freude
über die Fortexistenz der Zeitung viel disku-
tiert wurden, haben sich als weitgehend ob-
solet erwiesen. Dabei wurden sie durchaus
auch außerhalb der Redaktion von man-
chem Zeitgenossen geteilt. Gerade auch im
Bundestag, das heißt in seinem für derarti-
ge Fragen zuständigen Ältestenrat, wurde
die Übernahme der Zeitung keineswegs ein-
hellig mit Jubel begrüßt.
Erfreulicherweise gab es vor allem in den
beiden großen Volksparteien einige mit der
Thematik vertraute und daher einsichtige
und vorausblickende Politiker, die auch den
Staat und damit das deutsche Parlament in
unmittelbarer Verantwortung für die politi-
sche Bildung sahen. Insbesondere der da-
malige Bundestagspräsident Wolfgang
Thierse (SPD) hat sich im Ältestenrat be-
harrlich für eine Übernahme der Zeitung
eingesetzt. Er erkannte die Chance, dass
nicht zuletzt die von „Das Parlament“ seit
Jahrzehnten praktizierte Wiedergabe der
Hauptdebatten im Parlamentsplenum ei-
nen wichtigen Beitrag zum Verständnis po-
litischer Probleme in dieser Republik und
ihrer Behandlung durch die Abgeordneten
leisten kann. So geraten eben auch mal Ab-
geordnete ins mediale Rampenlicht, die ge-
meinhin in den Zwei–Minuten–Beiträgen
des Fernsehens oder des  Rundfunks aus
dem Plenum nie in Erscheinung treten. Der
Bürger konnte und kann direkt erfahren,
was sein Abgeordneter fern von seinem
Wahlkreis im Plenum zu einem bestimm-
ten Thema tatsächlich gesagt hat.
Ab 1. Januar 2001 erschien dann die Zei-
tung unter der neuen Herausgeberschaft des
Deutschen Bundestages. Der Autor hat die
neue Phase nicht mehr von innen miterlebt.
Von außen betrachtet scheint das Problem
zu sein, den Leser auch zur Lektüre der oft
etwas trockenen Debattenbeiträge zu ver-
führen, besser als in früheren Zeiten gelöst.
Eine der schmerzlichen Begrenzungen der
früheren Redaktion, die sie nur zähneknir-
schend ertragen hat, ist gefallen: Endlich
werden auch Kommentare, wenn auch nur
von gut ausgesuchten Gästen, veröffent-
licht. Ein Meinungsblatt ist das „Das Parla-
ment“ deswegen aber noch lange nicht ge-
worden, lebendiger schon.
Es hat sich in der Geschichte dieser 
Zeitung gezeigt, dass politische Bildung,
selbst wenn sie im Zentralbereich des deut-
schen Parlamentarismus generiert wird,
dem Odium beschönigender Eigenpropa-
ganda entgehen und dennoch glaubwürdi-
ge Aufklärung betreiben kann – falls ihre
Vermittler Demokraten sind und unabhän-
gig bleiben.      Johannes L. Kuppe ❚

Der Autor war von 1993 bis 2000 Redakteur
bei „Das Parlament“.  

Angst vor dem Aus
NEUER DIENSTHERR Nach dem Umzug nach Berlin übernahm
der Bundestag die Herausgeberschaft von »Das Parlament« 

Januar 1991 Mit einjähriger Verspätung und
nach dem Eingreifen des Bundesinnenminis-
teriums und des Kuratoriums der Bundeszen-
trale für politische Bildung beim Bundestag
kann die Redaktion den neuen Kopf der Zei-
tung präsentieren. Hauptstreitpunkt im Direk-
torium war, ob das Signet der Bundeszentra-
le in den Zeitungskopf gesetzt werden soll.

Sommer 1995 Das digitale Zeitalter kehrt
auch bei der Zeitungsproduktion ein. Die De-
battendokumentationen werden nun am
Bildschirm redigiert, gekürzt und zusammen-
gestellt. Die redaktionellen Seiten sowie die
Themenausgaben müssen aus vertraglichen
Gründen noch vier weitere Jahre per Hand
und Klebeumbruch bearbeitet werden.

August 1996 „Das Parlament“ wird bunter:
Ein Teil der Seiten, zunächst Titel- und Rück-
seite, erhalten farbige Bilder und Grafiken.

Sommer 1999 Die Redaktion verlässt nach
34 Jahren die vertrauten Räume in der Bon-
ner Baunscheidtstraße. Neuer Redaktionssitz
ist Berlin, Friedrichstraße 236. Von jetzt an
werden alle Seiten per elektronischem Um-
bruch produziert. Einzig die Themenausga-
ben, deren Produktion bis zum Ende des Jah-
res per Klebeumbruch noch in Bonn erfolgt.

Sommer 2000 Aus dem Innenministerium
werden Gerüchte laut, dass das „Das Parla-
ment“ eingestellt werden soll. Bundesinnen-
minister Otto Schily (SPD) will demnach den
Etat des Blattes zukünftig für die Bekämp-
fung des Rechtsradikalismus verwenden.

November 2000 Die Weichen werden ge-
stellt, um die Zeitung aus der Bundeszentra-
le herauszulösen und in die Verwaltung des
Deutschen Bundestages zu integrieren. Mit
der Verabschiedung des Bundeshaushalts
2001 ist besiegelt, dass die Redaktion zum
Deutschen Bundestag gehören wird.

Januar 2001 Die Überführung der Redakti-
on von „Das Parlament“ in die Bundestags-
verwaltung gelingt reibungslos. Sie wird mit
der bisherigen Redaktion des Bundestags-
Nachrichtendienstes „hib“ („Heute im Bun-
destag“) verschmolzen. Räumlich bleiben die
beiden Redaktionsteile aber vorerst noch ge-
trennt, die neuen Gebäude des Bundestages
sind noch nicht bezugsfertig.

Anfang 2002 Die Wochenzeitung erhält ei-
ne weitere Auffrischung des Layouts mit wie-
derum neuem Kopf.

März 2003 „Das Parlament“ wird von jetzt
an in Frankfurt am Main gedruckt und von
dort aus auch vertrieben. Das Blatt wird nun-
mehr durchgängig in Farbe produziert.

April 2003 Die Redaktion wird auch räum-
lich zusammengeführt. Ein großes Manko der
„alten“ Parlamentsredaktion wird beseitigt:
Es wird nun regelmäßig ausführlich und um-
fassend über die umfangreiche Ausschusstä-
tigkeit des Bundestages berichtet.

Februar 2007 Erneut ändert „Das Parla-
ment“ sein Erscheinungsbild und erhält sein
bis heute gültiges Layout. ❚

Die Chronik wurde von den 
früheren Redakteuren Friedrich Kippen-

berg und Günter Pursch zusammenge-
stellt.  (Ergänzungen: Alexander Heinrich)

Viel zu sehen: Im Regieraum des Parlamentsfernsehens 

Nach dem Mauerfall 1989 kamen auch auf „Das Parlament“ große Veränderungen zu. Die Redaktion zog in die neue Hauptstadt
Berlin. Im Spätsommer 1999 packten die Redakteure vor dem Bonner Domizil die Koffer (unten).

CHRONIK
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Eine Initiative deutscher Stiftungen. Ermöglicht durch die Stiftung Mercator

und die Robert Bosch Stiftung. Unterstützt von deutschen Medienunternehmen.

Unter der Schirmherrschaft von Bundespräsident Joachim Gauck.

Ausstellung

„Ich will Europa“

4. September bis 12.Oktober 2012

Die Ausstellung zeigt Bürgerinnen und Bürger sowie prominente

Politiker, Unternehmer, Sportler und Entertainer, die sich mit

einem Statement zur europäischen Idee bekennen.

von 10 bis 20 Uhr im

Lichthof des Auswärtigen Amts

Eintritt frei

Werderscher Markt 1 · 10117 Berlin

U-Bahn U2 Hausvogteiplatz oder Spittelmarkt

www.auswaertiges-amt.de
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Jeden Dienstag im Bundestag: Die Redaktion von „Das Parlament“ bespricht die Themen der nächsten Ausgabe.

A
n jenem Freitag ist es um
kurz nach 11 Uhr im Plenar-
saal des Deutschen Bundes-
tages in Berlin ungewöhn-
lich leer. „Ich darf die Kolle-
ginnen und Kollegen, wel-

che noch vor den Abstimmungstüren
verharren, bitten, nun den Saal zu betreten,
damit wir das Abstimmungsergebnis fest-
stellen können“, ruft Bundestagsvizepräsi-
dentin Petra Pau (Die Linke) ihren Abge-
ordnetenkollegen zu. Keiner bewegt sich.
Die Abgeordneten von SPD, Bündnis
90/Die Grünen und Die Linke bleiben vor
dem Saal stehen. Dorthin waren sie für den
„Hammelsprung“ gegangen, mit dem eine
Abstimmung überprüft werden soll. Drin-
nen warten die Vertreter der Koalitionsfrak-
tionen. Sitzungsleiterin Pau versucht es
noch einmal: „Ich bitte die Kolleginnen und
Kollegen, die schon im Saal sind, mir den
Blick auf die Türen freizumachen. Es könn-
te ja sein, dass noch eine Kollegin oder ein
Kollege daran gehindert wird, durch diese
Türen zu gehen.“ Doch nichts tut sich und
so gibt sie um 11.34 Uhr bekannt: „Die Sit-
zung ist aufgehoben.“

Neue Tagesordnung Der Eklat ist da. Die
Bundestagssitzung wird an diesem Freitag,
dem 15. Juni 2012, nicht mehr fortgeführt.
Damit ist auch die geplante erste Lesung des
Gesetzes zum Betreuungsgeld erst mal von
der Tagesordnung gestrichen. 

Hinter den Kulissen wird heftig über das
weitere Vorgehen beraten. Doch nicht nur
die Politiker sind in Eile, auch die Mitarbei-
ter des Bundestages müssen reagieren. So
treffen sich auch im Erdgeschoss des Jakob-
Kaiser-Hauses, dem Bürogebäude neben
dem Reichstag, die „Parlaments“-Redakteu-
re zu einer Sitzung. Denn das Betreuungs-
geld sollte in dieser Woche bestimmendes
Thema der Wochenzeitung sein: der Aufma-
cher-Artikel auf der ersten Seite war dafür re-
serviert. Und nicht nur das. Auf der zweiten
Seite dreht sich im größten Interview der
Woche alles ums Betreuungsgeld, das „Par-
lamentarische Profil“, in dem die Vorsitzen-
de der Kinderkommission vorgestellt wird,
war ebenfalls darauf abgestimmt. Natürlich
auch die beiden Kommentare auf Seite 2
und die Reportage auf Seite 3.
Es ist nicht das erste Mal, dass kurzfristig die
Planung der ganzen Woche geändert wer-
den muss. Chefredakteur Jörg Biallas sowie
die elf Redakteure und der Volontär sind
dies eher gewohnt. Denn der Inhalt einer
aktuellen Ausgabe der Wochenzeitung rich-
tet sich nach der Tagesordnung des Bundes-
tagsplenums, die im Laufe der Sitzungswo-
che oft geändert wird. Wenn der erste Ent-
wurf der Tagesordnung nach dem Beschluss
des Ältestenrates vorliegt, fangen auch die
Redakteure schon am Freitag vor einer Sit-
zungswoche mit ihrer Seitenplanung an. 16
Seiten oder mehr müssen gefüllt werden.
Die ersten drei Seiten sind thematisch auf-

einander abgestimmt: das wichtigste Thema
der Woche wird sachlich auf der ersten Sei-
te vorgestellt, informativ auf der zweiten
mit einem Interview begleitet und auf der
dritten Seite mit einer emotionalen Repor-
tage oder einem einordnenden  Hinter-
grundartikel abgerundet. Innen-, Außen-
und Wirtschaftspolitik, Kultur und Bildung
folgen auf den nächsten Seiten. Neben den
öffentlichen Debatten im Plenum sind für
die Parlamentsmitarbeiter auch die Tages-
ordnungen der Ausschüsse wichtig: Anders
als andere Redaktionen dürfen sie an nicht-

öffentlichen Ausschusssitzungen teilneh-
men und darüber berichten. Ausnahmen:
Themen mit besonderer Geheimhaltungs-
pflicht, wie sie etwa beim Parlamentari-
schen Kontrollgremium diskutiert werden. 
Montags steigen die Redakteure dann rich-
tig in die Planung ein. Gemeinsam setzen
sie sich am späten Vormittag in den Konfe-
renzraum, hören sich die Vorschläge der
Kollegen an, überlegen, was sie zu den Sei-
ten beitragen könnten. Zu diesem Zeit-
punkt einigen sie sich meist auf die Themen
für die Kommentare auf der Seite 2 und
mögliche Autoren. Die müssen schließlich
auch noch angefragt werden.
Nachmittags geht es dann los: Öffentliche
Anhörungen stehen auf dem Programm. So
befragte zum Beispiel in der „Betreuungs-
geld-Woche“ der Bildungs- und Forschungs-
ausschuss am Montag zweieinhalb Stunden
öffentlich sechs Experten zu „Frauen in Wis-
senschaft und Forschung“. Berichtet wird
darüber aber nicht erst in der Zeitung.
Knapp 40 Minuten nach Ende der Anhö-
rung steht eine erste Zusammenfassung im
Newsletter „heute im bundestag“ (hib).
Den gibt die Redaktion bei Bedarf mehr-
mals täglich heraus. Bei hib werden auch
sämtliche Drucksachen, also Kleine und
Große Anfragen der Opposition, die Ant-
worten der Regierung, Anträge und Geset-
zesentwürfe vorgestellt. Darunter: Die SPD
fragt nach dem Konzept der Auswärtigen
Kulturpolitik der Regierung, die Regierung

beantwortet der Linksfraktion Fragen zur
verbotenen „Heimattreuen Deutschen Ju-
gend“, die Grünen erkundigen sich nach
dem sogenannten Ethnic Profiling durch
die Bundespolizei. 

Blattkritik Dienstags trifft sich am frühen
Nachmittag die Redaktion zur Blattkritik
und zur weiteren Besprechung der Themen:
Betreuungsgeld sollte Aufmacher bleiben.
Inzwischen haben sich die Fraktionen über
die Themen der Aktuellen Stunden geeinigt
– die Tagesordnung für Mittwoch und Don-
nerstag wurde erstmals geändert. 
Mittwochs tagen ab 8 Uhr die Ausschüsse
oft bis in den späten Abend. Jeder Parla-
mentsredakteur ist für mehrere Ausschüsse
zuständig, sucht sich aus den oft 60 Tages-
ordnungspunkten die wichtigsten heraus:
Was entscheiden die Abgeordneten und was
interessiert den Leser? 
Donnerstags und freitags tagt das Plenum.
Für die Redaktion heißt dies, Debatten zu-
sammenfassen und so schnell wie möglich
auf der Internetseite des Bundestages veröf-
fentlichen. Dann müssen die Debatten für
die Zeitung aufbereitet werden: Die Artikel-
länge muss dem vom Layouter vorgegebe-
nen Format angepasst, Überschriften, Zwi-
schentitel und Bildunterschriften müssen
ausgewählt werden. Am Donnerstag wird
die Seite 1 erneut besprochen, Kopf, Zahl
und Zitat der Woche ausgewählt, die einen
engen Bezug zum Bundestag haben sollen.

Am Freitag erfolgt der „letzte Schliff“: Die
Teaser und der Inhaltskasten auf der ersten
Seite müssen geschrieben, die letzten
Rechtsschreibfehler gefunden, Widersprü-
che zwischen Bildern und Texten korrigiert
werden. Außerdem gilt es, eine umfangrei-
che Debattendokumentation, die der Zei-
tung beigelegt wird, und das e-paper zu er-
stellen. Dieses kann ab Montagmorgen auf
der Internetseite des Bundestages
(www.bundestag.de) abgerufen werden.
Zum Schluss wird die fertige Ausgabe  an die
Druckerei in Frankfurt am Main geschickt.
Am Montag früh liegt sie dann in den Brief-
kästen der Abonnenten und am Kiosk.
Der Titel der Ausgabe vom 18. Juni, also
dem Montag nach dem Eklat über das Be-
treuungsgeld, lautete übrigens: „Betreu-
ungsgeld macht Pause.“ Statt den Verlauf
der Debatte abzubilden, konzentriert sich
der Redakteur darauf, den Grund für das
Scheitern zu erklären. Ein Kollege erklärt
die Voraussetzungen für die Beschlussfähig-
keit des Bundestages. Unter anderem hat er
herausgefunden, wie häufig eine Plenarsit-
zung schon wegen Beschlussunfähigkeit
aufgehoben werden musste – zwischen
1949 und 1953 allein 15 Mal. Das Interview
auf der zweiten Seite mit Dorothee Bär
(CSU) fängt an mit der Frage „Die Sitzung
musste abgebrochen werden. Was bedeutet
das für das Gesetz?“ und das „Profil“ über
Diana Golze (Die Linke) hat die Redaktion
ebenfalls aktualisiert.  Sandra Ketterer ❚

Zu jeder guten Zeitung gehören die Leser-
briefe. Sie bieten den Lesern die Möglich-
keit, der Redaktion Anregungen zu geben,
Fehler anzukreiden und die eigene Meinung
kundzutun. Kamen diese Schreiben früher
noch per Post in Handschrift, so sind es
heutzutage hauptsächlich im Computer ge-
schriebene E-Mails, die die Redaktion errei-
chen. Auch „Das Parlament“ hat im Laufe
seiner Existenz zahlreiche Leserbriefe erhal-
ten und abgedruckt. 
Schon in der ersten Ausgabe
des Blattes am 19. Septem-
ber 1951 findet sich das
Schreiben eines Lesers, der
das Erscheinen der Zeitung
freudig begrüßt und kom-
mentiert: „Zunächst lassen
Sie mich bitte meiner Freu-
de darüber Ausdruck geben,
dass endlich auf dem deut-
schen Zeitungsmarkt eine
Wochenzeitung erscheint,
die den politisch interessier-
ten Lesern ... Gelegenheit gibt, den Ablauf
der Parlamentsdebatten gleichsam von der
Parlamentstribüne aus zu verfolgen und
sich dadurch über die parlamentarische Ar-
beit des Bundestages ein treffenderes Bild
zu machen.“ 
Seit dieser Ausgabe sind Leserbriefe ein re-
gulärer Bestandteil von „Das Parlament“.
Wie bei der Zeitung insgesamt, so gab es in
den vergangenen 60 Jahren natürlich auch

bei der Rubrik Leserbriefe zahlreiche Ände-
rungen: Wurden die Leserbriefe anfangs
noch mit „Und dies meint der Leser“ einge-
führt, hieß es in den folgenden Jahren ab-
wechselnd „Leser schreiben dem Parla-
ment“ oder „Das Leser-Parlament“. Ab Mit-
te der 1950er Jahre galt dann: „Der Leser hat
das Wort:“ In den 1980er und 1990er Jah-
ren wurde die Rubrik mit einem knappen
„Echo“ betitelt, heute hingegen ganz direkt

mit „Leserpost“. 
Wenn auch der Name oft
wechselte, so blieb doch die
Position im Blatt relativ
konstant. Verständlicher-
weise wurden nicht in allen
Ausgaben Leserbriefe abge-
druckt, doch wenn, dann
geschah dies konstant im
hinteren Teil beziehungs-
weise auf der letzten Seite.
Das war schon in der ersten
Ausgabe so und überdauer-
te jede Konzeptionsände-

rung und jeden Relaunch. 
Um den Zustrom an Lesersendungen zu er-
höhen, wurde unter den Einsendern Reisen
zum deutschen Bundestag und sogar zu
ausländischen Parlamenten verlost. Das ist
heute schon eine Reise wert, in den fünfzi-
ger Jahren war es sicherlich noch erstrebens-
werter, wie das folgendes Zitat zeigt: „Sie
werden sich nicht wundern, wenn ich mei-
ne Feder besonders scharf spitze, um bei

diesem Wettbewerb in aussichtsreiche Kon-
kurrenz treten zu können.“ Gleichzeitig
zeigt dieser Leserbrief beispielhaft, dass
sich nicht nur die Form der Briefe, sondern
auch ihre Formulierungen im Laufe der Zeit
gewandelt haben: Solche Ausdrucksweisen
und Redewendungen erscheinen heute un-
gewohnt und fremd. 
Im Laufe der letzten sechs Jahrzehnte haben
die Leser regen Anteil an der Berichterstat-
tung und Entwicklung dieses Blattes ge-
nommen. Sie werden dies hoffentlich auch
in Zukunft tun. Julian Burgert ❚

Fester Teil des Blattes 
LESERBRIEFE Der Leser kommt zu Wort – und das seit sechs Jahrzehnten

»Jedenfalls ist
die Herausgabe
einer solchen
Zeitung nur zu

begrüßen.« 
Leserbrief , 12. Ausgabe, 

19. September 1951

Die ersten Leserbriefe kamen noch nicht
per E-Mail.
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Jetzt auch als E-Paper.

Mehr Information.

Mehr Themen.

Mehr Hintergrund.

Mehr Köpfe.

Mehr Parlament.

www.das-parlament.de
parlament@fs-medien.de
Telefon 069-75014253 

DAS WILL ICH ONLINE LESEN!

Direkt 
zum E-Paper

Anzeige Nicht nur
auf Deutsch  
Fremdsprachige Ausgaben Anfang der
1960-er  Jahre brachte die Bundeszentrale
für politische Bildung mehrere Sonderaus-
gaben von „Das Parlament“ zum Thema
Entwicklungshilfe heraus. Diese wurden
übersetzt und, zeitlich versetzt, in Englisch,
Französich oder Spanisch nachgedruckt.
Ausgangspunkt war eine Sonderausgabe
von „Das Parlament“ zum Thema Entwick-
lungshilfe vom 29. August 1962. Diese Aus-
gabe erschien am 1. Oktober 1962 auf Fran-
zösisch und neun Tage später, am 10. Okto-
ber, auf Englisch. 
Weitere Ausgaben folgten: So beschäftigte
sich eine französischsprachige Ausgabe von
„Das Parlament“ vom 20. Dezember 1963
mit „Schwarz-Afrika“. Sie war im Oktober
des gleichen Jahres schon einmal auf
Deutsch erschienen. 
Eine Themenausgabe vom 19. September
1964 war Lateinamerika gewidmet und er-
schien dementsprechend auf Spanisch. Das
Original war knapp ein Jahr zuvor am 
14. August 1963 bereits auf Deutsch publi-
ziert worden. Den Nahen Osten und den
Mittelmeerraum machte eine Spezialausga-
be am 21. Dezember 1963 zum Thema. Die-
ses Exemplar war am 9. Oktober 1963 auf
Deutsch erschienen, im Dezember folgte
nun die englische Version. Diese vier Son-
derausgaben sind die einzigen fremdspra-
chigen Exemplare der Zeitung und zählen
damit zu den Kuriositäten der Geschichte
von „Das Parlament“.  jbb ❚

Änderung
jederzeit
möglich
REDAKTION Der Inhalt der 
Wochenzeitung „Das Parlament“ richtet
sich nach der Tagesordnung des
Bundestages und seiner Ausschüsse.  
Eine flexible Planung des Blattes 
ist unerlässlich 
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„Eine feste Standarte aufzupflanzen, um
die es versucht, die Nation in möglichster
Eintracht zu versammeln und das Gefühl
der Gemeinsamkeit und Einheit zu unter-
halten und zu stärken“ – das formulierten
die Herausgeber der „Deutschen Zeitung“
als Leitlinie des neuen Blattes im Mai 1847.
Der Name war Programm. Denn nicht
mehr die Kommune oder der Einzelstaat
waren Gegenstand der Berichterstattung,
sondern ein Deutschland, das es politisch
noch gar nicht gab – doch das es auch
durch das Medium der Zeitung herzustel-
len galt. Wenige Blätter haben dies so ein-
drucksvoll vorgeführt wie Deutschlands
erste nationale Zeitung, die „Deutsche Zei-
tung“ (DZ), über die ein Geheimagent
Fürst Metternichs berichtete: „Die Zeitung
ist das beste Oppositionsblatt, das jemals
in Deutschland erschien und muss als sol-
ches schon in der nächsten Zeit einen Ein-
fluss ausüben, der weit über alle Berech-
nungen hinausgehen dürfte.“

Revolutionäre Leitartikel Aber es war
nicht nur das entschiedene Bekenntnis zu
einem nationalen Verfassungsstaat, das die
Öffentlichkeit in den deutschen Einzelstaa-
ten aufhorchen ließ, sondern es waren auch
innovative redaktionelle Methoden. Gera-
dezu revolutionär mutete der tägliche Leit-
artikel an, den die Heidelberger Zeitungs-
macher, liberale Abgeordnete, Wirtschafts-

bürger und Professoren, ihren Nachrichten
voranstellten. Leitartikel waren im vormärz-
lichen Deutschland, ganz im Gegensatz zu
England und Frankreich, noch völlig unüb-
lich und noch 1847 wies Johann Cotta, Ver-
leger Goethes wie auch der renommierten
„Augsburger Allgemeinen“, die Frage da-
nach harsch ab: „Ihre Ansicht, dass die All-
gemeine Zeitung sich jetzt als Macht gerie-
ren und mit täglichen leitenden Artikeln
vorgehen müsse, kann ich nicht teilen…
und zwar aus dem einfachen Grund, dass
sie sich nie über die Geschichte stellen zu
dürfen glaubte.“ Genau dafür entscheiden
sich jedoch die Herausgeber der DZ.
Der umfangreiche Leitartikel wurde zum
Herzstück der Zeitung und sollte „so ent-
fernt als möglich von gelehrter Behandlung
und doctrinärer Natur, und so sehr als mög-
lich von den unmittelbaren Fragen des Ta-
ges angeregt sein“. Das konnte die politische
Grundsatzfrage berühren, ob die neue
Staatsnation ein Deutschland mit oder oh-
ne Österreich sein sollte oder auch ein Plä-
doyer sein für „Arbeiter-Assoziationen zum
Zwecke der Vereinbarung mit den Arbeit-
Gebern über einen angemessen  Lohn, wie
in England“. 
Das alle Erwartungen übersteigende Erleb-
nis der Revolution von 1848/49 holte die li-
beralen Zeitungsmacher schnell vom Sockel
allzu theoretischer Reflexion, denn auch sie
hatten ihre Programme bisher ohne greifba-

re Realisierungschancen präsentiert. Fast
über Nacht rückten die Akteure des Blattes
jetzt in die Schaltstellen parlamentarischer
Macht ein, der Aachener Industrielle David
Hansemann als Minister, Zeitungsverleger
Friedrich Daniel Bassermann als Staatsse-
kretär und führende Korrespondenten als
„Revolutionsminister“ in den deutschen
Einzelstaaten. 
Von der engen Kommunikation zwischen
Korrespondenten, Herausgebern und Re-
daktion profitierte nicht nur die Qualität

des Blattes, dessen Auflage im Juli 1848
4.000 Stück erreichte, sondern auch das ers-
te deutsche Parlament, das im Mai 1848 in
der Frankfurter Paulskirche zusammentrat.
Nicht nur dessen Führungsgruppe um
Heinrich von Gagern, auch rund ein Viertel
der Abgeordneten hatte sich zuvor über die
Deutsche Zeitung kennengelernt und ihre
Vorstellungen ausgetauscht. Umso leichter
gelang es, neben dem Leitartikel als Herz-
stück nun eine ausführliche Parlamentsbe-
richterstattung einzuführen. Meist als eigen-

ständige Beilage erschienen umfangreiche
Berichte von den Verhandlungen der Frank-
furter Paulskirche wie auch der Preußischen
Nationalversammlung. Ob es die großen
Parlamentsdebatten über die Frage Monar-
chie oder Republik waren, ob es um
Deutschlands zukünftige Grenzen ging
oder das Problem, wie ein deutscher Natio-
nalstaat mit ethnischen und religiösen Min-
derheiten umgehen solle: Berichte über die
Diskussionen und Entscheidungen der Ab-
geordneten wurden zum festen Bestandteil
der Zeitung.

Alltagskultur Die  Neutralität der Parla-
mentsberichte, die zunächst alle Positionen
des entstehenden Parteienspektrums be-
rücksichtigten, sollte sich bewusst von der
Parteilichkeit des Leitartikels abheben. Es
war gerade dieser Gegensatz, der die Leser
besonders ansprach. Denn er bot in beson-
derem Maße Gelegenheit zur Diskussion,
war doch Zeitungslesen im Vormärz kein
einsames Geschäft. Vielmehr wurde gerade
die Reflexion der Tagespolitik zunehmend
Teil der bürgerlichen Alltagskultur. So be-
richtete die Frankfurterin Clothilde Koch-
Gontard, Gastgeberin vieler Abgeordneter
der Paulskirche, über ein Abendessen in ih-
rem Hause: „Es herrschte die beste Stim-
mung. Gagern teilte tüchtige Hiebe aus über
die scharfen Artikel, die über ihn in der
Deutschen Zeitung erscheinen.“

Doch gerade der Gegensatz zwischen neu-
traler Berichterstattung und meinungsstar-
kem Kommentar fiel im Sommer 1849 der
Parteibindung zum Opfer. Nach dem Schei-
tern der Paulskirche erlahmte das Interesse
der Gesellschaft an Zeitungen, die so stark
auf die parlamentarische Ebene konzen-
triert waren wie die DZ. Immer weniger An-
zeigenkunden fanden sich, das Niveau
sank. Nur in der Umwandlung des Blattes
zum Parteiorgan des konstitutionellen Libe-
ralismus sah der Verleger eine Möglichkeit,
die Zeitung überleben zu lassen. Doch die
strenge Zensur, der das Blatt als offizielles
Organ der „Gothaer Partei“ nun unterwor-
fen war, hebelte Meinungsvielfalt und Le-
bendigkeit aus, so dass ein ehemaliger
Abonnent zu dem Urteil kam, „er fühle sich
deutsch genug und brauche deshalb keine
schwarz-weiße Germanisierungsanstalt.“ 
Im Dezember 1850 musste Deutschlands
erste nationale Zeitung ihr Erscheinen ein-
stellen Während ihrer Glanzzeit jedoch,
zwischen 1847 und 1849, gelang es ihr, der
Vielfalt liberaler Stimmen eine gemeinsame
Plattform zu geben, auf der ein gesamtdeut-
scher Dialog stattfand. Parlamentsbericht-
erstattung in Deutschland nahm hier ihren
Anfang. Ulrike von Hirschhausen ❚

Die Autorin ist Professorin am Historischen
Institut der Uni Rostock und hat mit einer 

Arbeit zur „Deutschen Zeitung“ promoviert. 

Journalismus aus der Frankfurter Paulskirche
REVOLUTION 1848/49 Die „Deutsche Zeitung“ kultivierte als erstes gesamtdeutsches Blatt die Parlamentsberichterstattung. Sie übte den Spagat zwischen Leitartikeln und neutralen Berichten

E
s wird uns Mitarbeitern der
‘Weltbühne’ der Vorwurf ge-
macht, wir sagten zu allem
Nein und seien nicht positiv
genug. [...] Wir sollen positive
Vorschläge machen. Aber alle

positiven Vorschläge nützen nichts, wenn
nicht die rechte Redlichkeit das Land durch-
zieht.“ So schrieb Kurt Tucholsky 1919 in
der „Weltbühne“. Später, im Exil kurz vor
seinem Selbstmord 1935, hat er im Negati-
vismus die entscheidende Schwäche der
Weimarer Demokraten gesehen. Hatte er
Recht? Berichtete die Presse nur negativ? Für
die Feinde der Republik wird man das weit-
gehend und unbesehen unterschreiben dür-
fen, aber gilt die Aussage auch für die demo-
kratischen Blätter? Wirkte die Pressebericht-
erstattung auf Demokratie und Parlamenta-
rismus destabilisierend? Für die
Pressegeschichte der Weimarer Republik
wird man zunächst den paradoxen Befund
festhalten dürfen: Für Wirkungen der Pres-
se waren die Zeiten der ersten deutschen Re-
publik günstig und ungünstig zugleich. 

Pressefreiheit Die Weimarer Verfassung
hatte erstmalig die Meinungsfreiheit garan-
tiert, wenngleich nicht die formale Presse-
freiheit. Die Unterdrückung der Pressefrei-
heit im Ersten Weltkrieg vor Augen und nach
der Erfahrung, dass das konstitutionelle Kai-
serreich die Pressefreiheit zuvor weitgehend
respektiert hatte, gingen Parlamentarier,
Journalisten und Verleger 1919 stillschwei-
gend davon aus, dass die neue Demokratie
die Pressefreiheit schützen werde. Die Rah-
menbedingungen für eine vielfältige, frei be-
richtende Presse wären also durchaus gege-
ben gewesen.
Andererseits waren die Umstände nach dem
Ersten Weltkrieg ungünstig, hatte doch wäh-
rend des Krieges die Propaganda leidlich
funktioniert: Zumindest kam der militäri-
sche Zusammenbruch im Spätsommer und
Herbst 1918 für die Öffentlichkeit überra-
schend. Das entlarvte die amtliche Propa-
ganda im Nachhinein als Schönfärberei, an
der die Medien ihren Anteil hatten. 
Im Herbst 1918 befanden sich die Deut-
schen im „Traumland der Waffenstillstands-
periode“ (Ernst Troeltsch). Die Versailler
Friedensverhandlungen erzeugten massive
Enttäuschung. Zum zweiten Mal innerhalb
weniger Monate hatte sich die Medienbe-
richterstattung als verfälschend entpuppt.
Das waren kaum günstige Voraussetzungen
für die Glaubwürdigkeit der Presse.
Auch für die extremistischen Blätter waren
die Rahmenbedingungen durchwachsen:
Obwohl sich das Rechtssystem insgesamt
bewährte, bot das Reichspressegesetz den
verfassungsfeindlichen Parteien durchaus
Schlupflöcher, insbesondere das Amt des
Verantwortlichen Redakteurs. In der Weima-
rer Zeit benannte die nationalsozialistische
274 Mal und die kommunistische Presse
141 Mal jeweils einen Abgeordneten als
„Verantwortlichen Redakteur“. Da Abgeord-
nete, durch die Immunität geschützt, nicht
zu belangen waren, konnte die extremisti-
sche Presse hinter dem breiten Rücken die-
ser Strohmänner gegen den jungen Staat het-
zen. Andererseits war die Republik nicht so
wehrlos wie später häufig dargestellt. Das
politische Strafrecht der Republikschutzge-
setze von 1922 und 1929 und der präsidia-
len Notverordnungen erlaubte massive Ein-
griffe: von Verboten bis hin zu auferlegten
Nachrichten.

Rechtsruck Im Vergleich zu heute hatte zu-
dem die Parteipresse große Bedeutung. Nur
etwa die Hälfte der Blätter nannte sich über-
parteilich. Dabei hatte die Presse der rechten
Parteien zu Beginn der Weimarer Republik
mit 16 Prozent nur einen geringeren Anteil
der Titel erreicht. Bis zum Ende der Republik
gewann die Rechtspresse allerdings wieder

mehr als zehn Prozent  hinzu. Dieser Rechts-
ruck ging zu Lasten der parteilosen Presse
und der Mitte. Noch 1923 hatte jede fünfte
Zeitung das Zentrum oder die Deutsche De-
mokratische Partei (DDP) unterstützt, am
Ende der Republik bekannten sich nur noch
13 Prozent zur Mitte. Die Presse der Kommu-
nistischen Partei (KPD) wuchs zwar, wirkte
aber kaum über ihre Anhängerschaft hinaus.
Und der nationalsozialistischen Gaupresse

fiel es besonders schwer, vollwertige Zeitung
zu sein und zugleich die Funktion des
Kampfblatts zu erfüllen. 
Am wichtigsten war hingegen die Presse des
konservativ-völkischen Hugenberg-Kon-
zerns. Die Themen ihrer Berichterstattung
und ihr Einfluss auf die Provinzpresse unter-
stützten ein rechtes Meinungsklima. Hinzu
kam der Aufstieg von Alfred Hugenbergs „Te-
legraphen Union“ (TU). Sie gab rund 30 ver-

schiedene Dienste und Korrespondenzen he-
raus. 1926 hatten fast die Hälfte aller Tages-
zeitungen die TU abonniert, 1928 bezogen
rund 1.600 Zeitungen die TU, vor allem die
kleinen Heimatzeitungen. 600 Zeitungen be-
zogen die Parlamentskorrespondenz der TU.
So lief sie dem regierungsnahen Konkurren-
ten, „Wolffs Telegraphisches Bureau“ (WTB),
den Rang ab. Die Gefährdung der Meinungs-
vielfalt durch Hugenberg hing auch mit der

marktbeherrschenden Stellung seines Me-
dien-Imperiums auf dem Gebiet der Matern-
gesellschaften zusammen. Auf diesem Wege
wurden Hunderte Zeitungen mit vorprodu-
zierten Kommentaren und Berichten belie-
fert. Die scheinbare publizistische Vielfalt be-
günstigte die tatsächliche Meinungskonfor-
mität weiter Teile der deutschen Presse.
Unter Hugenbergs Druck mussten „bürger-
liche“ Blätter sich nach der Decke strecken,

um ihrer heterogenen Leserschaft bei der
Stange zu halten. Die Presse der SPD blieb
zwar einigermaßen stabil, aber wie die Pres-
se des Zentrums und der Demokraten
konnte sie die Radikalisierung nicht aufhal-
ten. Während der Revolution hatten sich die
Zentrumsblätter im Wesentlichen indiffe-
rent verhalten, weder verteidigten sie vehe-
ment die Monarchie, noch befürworteten
sie enthusiastisch die Republik. Das Verhält-
nis zum aufsteigenden Nationalsozialismus
in der Endphase der Republik blieb ambi-
valent. Die sozialdemokratische Partei und
die ihr nahestehende Presse waren zum An-
fang der Republik gespalten. Die kommu-
nistische Presse hingegen, die ihre Entste-
hung der Revolution verdankte, und insbe-
sondere das Zentralorgan, die „Rote Fahne“,
verstand es geschickt, politische Affären
und Skandale zu nutzen. Dauerhaft erfolg-
reicher waren die Blätter des Münzenberg-
Konzerns, dessen Zeitungen von der KPD
nicht direkt kontrolliert wurden. 
Erheblich diffuser ist das Bild der NS-Pres-
se. 1920 hatte die NSDAP den „Münchener
Beobachter“ – kurz darauf in „Völkischen
Beobachter“ umbenannt – erworben. An-
fang November 1923 wurde die Zeitung
verboten, nach Adolf Hitlers Haftentlassung
konnte sie 1925 wieder erscheinen. Streite-
reien zwischen Verleger Max Amann und
Chefredakteur Alfred Rosenberg waren häu-
fig. Hitler, als Schiedsinstanz zwischen
Amann und Rosenberg angerufen, hielt die
Konflikte in der Schwebe. So wenig harmo-
nisch die Verhältnisse im Stammhaus der
NS-Presse waren, so inhomogen war die
NS-Presse insgesamt. Erst nachträglich sind
die dem Nationalsozialisten nahe stehen-
den Blätter zu einer homogenen „Kampf-
presse“ stilisiert worden. Vor 1933 waren sie
allerdings recht unbedeutend.
All diese Blätter berichteten über die parla-
mentarischen Beratungen, aber sie taten es
zumeist jeweils aus der Perspektive der ih-
nen nahestehenden Partei. Beiträge anderer
Parlamentarier wurden in der Regel nur zi-
tiert, um sich daran abzuarbeiten. In Wei-
marer Zeit gab es etwa 250 Parlamentskor-
respondenten. Von links bis rechts und mit
nur wenigen Ausnahmen hielt die Presse
dem Reichstag seine Zerstrittenheit vor und
unterstellte den Parlamentariern, nicht
Volks-, sondern Partikularinteressen zu ver-
treten. Insbesondere die KPD- und NS-Pres-
se sprach immer wieder von Korruption. Tu-
cholsky meinte 1926 lapidar: „Das Parla-
ment ist hilflos.“ Und auch der Rundfunk
sendete vor 1930 gar keine Debattenaus-
schnitte, danach nur selten. 

Vertrauensverlust Ob die Zeitungen mit
ihrer Parlamentsberichterstattung das Klima
der öffentlichen Meinung hervorbrachten
oder lediglich spiegelten,  lässt sich im Nach-
hinein schon aus methodischen Gründen
kaum mehr feststellen. Schon für die Presse
hatten so gegensätzliche Zeitgenossen wie
Kurt Tucholsky und Emil Dovifat verwirrt
konstatiert, dass das Wählerverhalten offen-
bar nichts oder nur wenig mit der Auflagen-
höhe der Partei- und Parteirichtungspresse
zu tun hatte. Dass herabsetzende und zyni-
sche Berichterstattung über den Reichstag als
„Schwatzbude“ die Weimarer Demokratie
nicht eben stabilisiert haben dürfte, ist an-
zunehmen. Vor allem aber stand und fiel das
Vertrauen der Menschen in die Weimarer
Demokratie mit der Einschätzung, ob die
Politik noch als kompetenter Problemlöser
angesehen werden durfte. Das aber galt seit
Beginn der Weltwirtschaftskrise nicht mehr
– und ist sicherlich nicht einseitig der Pres-
se anzulasten.  Rudolf Stöber ❚

Rudolf Stöber ist Professor für Kommuni-
kationswissenschaft an der Universität 

Bamberg. Er ist unter anderem Autor des
Standardwerks „Deutsche Pressegeschichte“.

Schlechte Presse 
für Demokraten  
WEIMARER REPUBLIK Die Parlamentsberichte fielen häufig parteiisch aus

„Eigentlich sollte man die Urne nicht zum Wählen benutzen, sondern gleich zur Beisetzung“, schrieb die Zeitschrift Simplicissimus unter ihr Titelbild im Oktober 1932.
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Tagespolitik als Teil der Alltagskultur: Das Lesekabinett, Gemälde von L. Arnoto, um 1840
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Konnten in den Stadtstaaten des antiken
Griechenlands noch alle Bürger auf der Ago-
ra, dem Markt- und Versammlungsplatz, zu-
sammenkommen, um an politischen Ent-
scheidungen mitzuwirken oder sie zu ver-
folgen, so ist das in den großen staatlichen
Gebilden der Gegenwart schon längst nicht
mehr möglich. Zwischen Politiker und Bür-
ger sind deshalb die Medien als Informati-
onsvermittler getreten. Heute wird parla-
mentarische Publizität durch Medien herge-
stellt; sie transportieren die Informationen
aus dem Parlament an die Öffentlichkeit.
Gleichzeitig transportieren Massenmedien
Themen und Probleme aus der Gesellschaft
zu den Abgeordneten im Bundestag.

Informationelle Offenheit Medien er-
möglichen die Teilhabe am politischen Ge-
schehen in einer funktionierenden Demo-
kratie. Die gläserne Reichstagskuppel über
dem Plenarsaal des Bundestags steht für Of-
fenheit und Transparenz. Sie sollen die Ar-
beit moderner Parlamenten kennzeichnen
und somit die Akzeptanz und das Vertrau-
en der Bevölkerung gewinnen. Das war
nicht immer selbstverständlich: In England
beispielsweise, dem Mutterland der Presse-
freiheit, tagte das Parlament in seiner An-
fangszeit unter Ausschluss der Öffentlich-
keit. Abgeordnete mussten Repressalien des
Hofes fürchten, wenn ihre Redebeiträge pu-
blik werden würden. 
Heute ist die Meinungsfreiheit, die für Par-
lamentarier und Medien gleichermaßen ele-
mentar ist, gesetzlich verankert – in England
ebenso wie in weiten Teilen der Welt: Die
aktuell 193 Mitgliedsstaaten der Vereinten
Nationen haben die Erklärung der Men-
schenrechte anerkannt, in der die Mei-
nungsfreiheit festgeschrieben ist. In der Eu-
ropäischen Union ist die Meinungs- und In-
formationsfreiheit in Artikel 11 der „Charta

der Grundrechte“ niedergelegt. Diese ist mit
dem Vertrag von Lissabon in Kraft getrete-
nen. Die Pressefreiheit im Inselstaat wurde
übrigens schon 1695 eingeführt, indem das
Parlament den „Licensing Act“, ein Zensur-
Statut, nicht weiter verlängerte. 

Multimediale Nachrichten Nicht alle The-
men, die im Parlament behandelt werden,
werden in den Massenmedien wiedergege-
ben. Deshalb informieren viele Parlamente
zusätzlich selbst die Öffentlichkeit, wie bei-
spielsweise der Bundestag mit seinem On-
line-Auftritt (siehe Seite 7). 
Die Volksvertretungen unserer deutschspra-
chigen Nachbarländer, der Österreichische
Nationalrat und der Schwei-
zer Nationalrat, informie-
ren ebenso multimedial auf
ähnliche Weise. Mit einer
großen Ausnahme jedoch:
ein unabhängiges und ob-
jektives Printprodukt wie
die Zeitung „Das Parla-
ment“ geben diese beiden
nationalen Parlamente
nicht heraus.
Das staatenübergreifende
EU-Parlament muss sich –
im Unterschied zu den na-
tionalen Volksvertretungen – einer beson-
deren Herausforderung stellen: Es muss in
den 23 Sprachen seiner Mitgliedstaaten in-
formieren. Mehr als 40 Mitarbeiter beschäf-
tigt die Pressedirektion der EU in Brüssel.
Zudem unterhält sie Informationsbüros in
allen Hauptstädten der Mitgliedsstaaten so-
wie in weiteren größeren Städten, beispiels-
weise in München. Eine unabhängige, jour-
nalistischen Kriterien genügende Zeitung
gibt das EU-Parlament nicht heraus.
Während Konzepte für sogenanntes Parla-
mentsfernsehen in Europa erst in den

1990er Jahren entwickelt wurden, nahm in
den USA das Netzwerk C-SPAN (Cable Sa-
tellite Public Affairs Network) bereits Ende
der 1970er Jahre die Parlamentsberichter-
stattung auf: Es überträgt landesweit Plenar-
debatten des Repräsentantenhauses und des
Senats sowie Ausschusssitzungen, aber auch
Wahlkämpfe, Symposien und Pressekonfe-
renzen. Mittlerweile sendet C-SPAN auf
mehreren TV- und Hörfunk-Kanälen. In der
Tradition des angelsächsischen Journalis-
mus werden die Ereignisse ohne jegliche
Kommentierung oder Analyse übertragen.
C-SPAN selbst ist eine Non-Profit-Organisa-
tion, im Programm gibt es weder Werbung
noch Sponsoring. Die Kabelgesellschaften

finanzieren das Sendernetz
und erhoffen sich publizisti-
sches Ansehen.
Das Parlament der Europäi-
schen Union bietet neben
seinem Parlamentsfernse-
hen EuroparlTV auch einen
audiovisuellen Dienst an: in
einer umfangreichen Me-
diathek stehen beispielswei-
se ungeschnittene und un-
kommentierte Reden und
Interviews zur Verfügung.
Darüber hinaus stellt das

EU-Parlament kleineren TV-Sendern aus
EU-Mitgliedsstaaten kostenlos die Nutzung
ihrer Fernsehstudios zur Verfügung, erklärt
Jens Pottharst, EU-Presseattaché in Berlin. 
In einigen Ländern gibt es eine zusätzliche
Parlamentsberichterstattung im Fernsehen,
wie zum Beispiel im öffentlich-rechtlichen
Österreichischen Rundfunk (ORF): dieser
überträgt in seinem Spartenkanal für Kultur
und Information, ORF III, live Plenardebat-
ten aus dem Nationalrat. Besonders wichti-
ge und brisante Debatten werden auch im
Hauptprogramm von ORF II ausgestrahlt.

Dieser Sender produziert zudem das sonn-
tägliches halbstündige Parlamentsmagazin
„Hohes Haus“. Seit 1980 ist es fester Be-
standteil des Programms.

Hintergründige Berichterstattung In
Deutschland ist Phoenix der einzige Fern-
sehsender, der live die Plenardebatten des
Bundestags überträgt, von seltenen Ausnah-
men im Hauptprogramm von ARD und
ZDF abgesehen. Seit 15 Jahren ist der ge-
bührenfinanzierte „Ereignis- und Doku-
mentationskanal“ von ARD und ZDF nun
auf Sendung. Er dient „der politischen Mei-
nungs- und Willensbildung der Bürgerin-

nen und Bürger, es sollen Hintergründe er-
hellt und Zusammenhänge dargestellt wer-
den“, heißt es in den Programmgrundsät-
zen. So solle der Sender „den demokrati-
schen Parlamentarismus und die europäi-
sche Integration fördern“. Sogar aus dem
EU-Parlament berichtet Phoenix. Und in je-
der Sitzungswoche des Bundestags über-
trägt der Sender live die Plenardebatten.
366 Stunden waren das im vergangenen
Jahr, verteilt auf jeweils drei Tage mit Plenar-
debatte, Fragestunden und Regierungserklä-
rungen in 22 Sitzungswochen sind das
sechs Stunden pro Tag im Durchschnitt –
flankiert von einordnenden Hintergrund-

berichten und Gesprächssendungen. Sie
machten Phoenix zum „Ideal der Parla-
mentsberichterstattung“, erklärt  Bernd Nie-
brügge, ARD-Sonderkorrespondent und
früher Polit-Redakteur bei Phoenix. Klaus
Weidmann, Moderator der Phoenix-Sen-
dung „Vor Ort“, wünscht sich allerdings
spannendere Debatten, „wie in den 1980er
Jahren mit Herbert Wehner (SPD) und
Franz Josef Strauß (CSU)“ zurück, damit die
weitgehend unkommentierte Berichterstat-
tung an Attraktivität gewinne. Und er
wünscht sich, dass die Politik wieder in den
Vordergrund trete. Das sei Aufgabe aller
Massenmedien. Verena Renneberg ❚

Demokratie live und zum Nachlesen:
Volksvertretungen setzen auf Multimedia
BERICHTERSTATTUNG Moderne Kommunikationsmittel machen die Legislative transparent

J
eden Tag geschieht in der Welt gerade
so viel, dass es in eine Zeitung passt.
Das hat schon Karl Valentin verwun-
dert. Offenbar gibt es drei Arten von
Ereignissen: Da wären Dinge, die
ganz unabhängig davon geschehen,

ob über sie berichtet wird oder nicht – ein
Erdbeben oder ein Verkehrsunfall zum Bei-
spiel. Im Zeitalter der
Handy-Kameras kann man
allerdings davon ausgehen,
dass fast nichts mehr von
Bedeutung geschieht, das
nicht irgendwie aufgezeich-
net würde. Sodann gibt es
Ereignisse, die auf ihre me-
diale Berichterstattung hin
maßgeschneidert sind – Par-
teitage oder Sportveranstal-
tungen zum Beispiel. Und
schließlich gibt es reine Me-
dienereignisse, also Dinge,
die nur geschehen, damit sie von den Mas-
senmedien weltweit verbreitet werden – wie
etwa Greenpeace-Aktionen.

Realität der Massenmedien Wir haben es
hier mit unterschiedlichen Intensitätsstufen
der Durchdringung von Realität und Me-
dien zu tun. Und in der Regel ist die Reali-
tät, in der wir leben, die Realität der Mas-
senmedien. Man muss kein Konstruktivist
sein, um zu erkennen, dass die Medien in
die Poren unseres Alltags eingedrungen
sind und dass es gar nicht mehr möglich ist,
sich ein Bild von der Welt zu machen, das
unabhängig von ihnen wäre. 
Jeder Bericht über die Wirklichkeit ist auch
eine Konstruktion dieser Wirklichkeit. Für
die politische Tagesberichterstattung heißt
das, dass sie nicht über eine von ihr unab-
hängige politische Wirklichkeit berichtet,
sondern vielmehr gemeinsam mit dem po-
litischen System unsere Alltagswirklichkeit
konstruiert. 
Die 15 Minuten „Tages-
schau“ oder die 150 Seiten
des „Spiegel“ sind Formatie-
rungen der Realität. Dass
das nicht mehr im Stile der
bürgerlichen Öffentlichkeit
geschieht, konnte Jürgen
Habermas schon vor 50 Jah-
ren beobachten. Die we-
sentlichsten Veränderungen
gegenüber der klassischen
Zeit des Journalismus kann
man sehr genau benennen.
Es geht jeweils um die Einebnung einer Dif-
ferenz: Nachrichten und Meinungen wer-
den nicht mehr sauber getrennt; Politik und
Unterhaltung gehen ineinander über; die
Grenze zwischen privat und öffentlich ver-
wischt zunehmend. Das hat gravierende
Folgen sowohl für den Journalisten, als
auch für den Politiker.

Wir haben uns längst daran gewöhnt, unse-
ren politischen Alltag als Mediendemokra-
tie zu beschreiben. Das heißt im Klartext,
dass das Parlament nicht mehr das entschei-
dende Publikum für die Selbstdarstellung
des Spitzenpolitikers ist.
Der marxistische Kritiker Walter Benjamin
hatte schon in den 1930er Jahren erkannt,

dass man vor Medienappa-
raturen nicht repräsentieren
kann. Moderne Politik stellt
sich vor der Kamera dar,
nicht im Parlament. An die
Stelle der politischen Reprä-
sentation tritt die medienäs-
thetische Präsentation. Me-
diendemokratie besagt also,
dass sich die politische Öf-
fentlichkeit an den Darstel-
lungsprinzipien der Mas-
senmedien ausrichtet. 
Darüber hinaus gibt es ei-

nen wachsenden Wunsch der Bürger nach
politischer Partizipation. Formen direkter
Demokratie werden wieder attraktiv. Das ist
natürlich nur mit den Medien und in den
Medien möglich. Man denke nur an die ste-
tig wachsende Bedeutung der Demoskopie,
die den Rahmen politischer Entscheidun-
gen definiert. Eine völlig neue Qualität hat
dieser Wunsch nach Partizipation durch die
sozialen Netzwerke im Internet bekom-
men. Hier sehen sich die Bürger endlich auf
Augenhöhe mit den Berufspolitikern.

Forderung nach Transparenz Eng damit
verknüpft ist die Forderung nach Transpa-
renz in Wirtschaft und Politik, prominent
vorgetragen von Wikileaks und Transparen-
cy International. Diese Forderung steht na-
türlich ganz und gar in der Tradition der
Aufklärung, ist aber ruinös für die klassische
Politik. Ironischerweise hat der antiparla-
mentarische Affekt mittlerweile selbst einen

parlamentarischen Reprä-
sentanten gefunden, näm-
lich die Piraten.
Politik ist heute wesentlich
Public Relations ihrer selbst:
In Talkshows tritt der Politi-
ker als Markenartikel auf.
Entsprechend erwarten die
Zuschauer der Talkshows
keine Programmatik, son-
dern Performance. Deshalb
werden Medienberater im-
mer wichtiger. Sie behan-
deln den Politiker wie das

Produkt einer Firma, die den Kunden mit ei-
ner Kultmarke faszinieren will. Bei dieser
Ästhetisierung der Politik macht man sich
die sozialpsychologische Einsicht zunutze,
dass das, was jemand sagt, fast keinen Ein-
fluss auf seine Wirkung hat. Es kommt nur
auf das Wie an. So entfaltet sich heute eine
Politik ohne Botschaft.

Das Parlament ist für solche Inszenierungen
denkbar ungeeignet. Die politischen Desig-
ner brauchen Formate, die weniger störan-
fällig sind, nämlich das Hof-Interview und
die Talkshow. Wer hier auftritt, ist ein Star.
Er bietet keine Argumente, sondern Poli-
tainment: das Politische als Einheit von
Nachricht, Werbung und Unterhaltung. 

Mediendarwinismus An die Stelle der
noch von Max Weber gefeierten Auslese im
Parlament tritt eine Art Mediendarwinis-
mus. Wer in den Talkshows dominiert, kann
den Eindruck erwecken, kraftvoll zu han-
deln. Wer den Eindruck erweckt, kraftvoll zu
handeln, fasziniert die Aufmerksamkeit.
Und wer die Aufmerksamkeit fasziniert, si-
chert damit seine Dominanz.

Die Talkshow ersetzt heute nicht nur das
Parlament, sondern auch das räsonierende
Publikum; man lässt diskutieren. Das ist in
einer modernen Massendemokratie durch-
aus funktional. 
Talk ist das Medium, in dem politisches Ver-
trauen dort aufgebaut wird, wo mehr Infor-
mation nur zu mehr Konfusion führen wür-
de. Und gleichzeitig macht Talk immun ge-
gen alles, was nicht auf der Agenda steht.
Politischer Talk ist das emotionale Manage-
ment dessen, was man faktisch nicht mana-
gen kann. 
Nicht anders sieht es aber auch bei den Sen-
dungen aus, die schon durch ihren Titel sig-
nalisieren wollen, dass sie das politische Ta-
gesgeschehen präsentieren, also „Tages-
schau“ und „heute“, vor allem aber bei ih-

ren durch ziemlich ungezügelten Mei-
nungsjournalismus vertieften Varianten
„Tagesthemen“ und „heute Journal“. Auch
hier bietet sich die Personalisierung von Po-
litik als Ausweg aus der – journalistischen –
Inkompetenz an. Das Urteil über Personen
ersetzt das Urteil über Sachfragen. Politi-
sche Probleme werden nicht durchdacht,
sondern gefühlt. 

Emotionen statt Inhalte Die Moralisie-
rung eines politischen Problems ermöglicht
es ja denen, die von der Sache nichts verste-
hen, an der Diskussion teilzunehmen. Das
Publikum kann seine Gefühle und Sympa-
thiewerte frei verteilen. Gegen die Macht der
Unterscheidung von Sympathie und Anti-
pathie kommt man mit Sachfragen der Po-

litik nicht an. Und die kritischen Journalis-
ten? In den Printmedien gibt es sie noch, im
Fernsehen aber haben sie längst kapituliert.
Seit die Ideologie durch die Propaganda
und die Propaganda durch ein Branding der
Politik ersetzt worden ist; seit Politiker nicht
mehr argumentieren, sondern Themen be-
setzen, läuft die Tagesberichterstattung auf
eine Rhetorik der Statements hinaus. 
Zum modernen politischen Design gehört
eine Form von Journalismus, die man Soft-
Interview nennen könnte: Wer hat die Fra-
gen zu meinen Antworten? Norbert Bolz ❚

Der Philosoph Nobert Bolz ist 
Professor für Medienwissenschaft 

und Leiter des Fachgebiets an der Techni-
schen Universität Berlin.

Formatierungen der Realität 
ZWISCHENRUF Wie Politik immer mehr zur Unterhaltung wird und der Journalismus darunter leidet

Politainment in der Massendemokratie: Seit Günther Jauch im September 2011 auf Sendung ging, strahlt Das Erste an vier von sieben Abenden pro Woche Polit-Talks aus.

Jeder Bericht
über die

Wirklichkeit ist
auch eine

Konstruktion
dieser

Wirklichkeit.
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Ein jahrhundertelang erkämpftes Recht: Was in modernen Parlamenten geschieht, transportieren die Medien an die Bürger.
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Politik ist heute
Public Relation

ihrer selbst:
In Talkshows

treten Politiker
als Marken-
artikel auf.

In modernen
Demokratien
ermöglichen

die Medien die
Teilhabe am
politischen
Geschehen.
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>Carl-Ludwig Wagner †
Bundestagsabgeordneter 1969-1976,
CDU
Am 27. Juli starb Carl-Ludwig Wagner im Al-
ter von 82 Jahren. Der promovierte Jurist,
CDU-Mitglied seit 1951, amtierte von 1976
bis 1979 als Trierer Oberbürgermeister. Von
1982 bis 1988 war er Finanzminister in
Rheinland-Pfalz und von 1988 bis 1991 Mi-
nisterpräsident.

>Friedrich Voss †
Bundestagsabgeordneter 1976-1990,
CSU
Friedrich Voss starb am 27. Juli im Alter von
81 Jahren. Der promovierte Jurist gehörte als
Landesschatzmeister von 1981 bis 1991 dem
Präsidium und dem Vorstand der CSU an.Vo-
Voss war von 1982 bis 1990 Parlamentari-
scher Staatssekretär beim Bundesministeri-
um der Finanzen.

>Cornelie Sonntag-Wolgast
Bundestagsabgeordnete 1988-2005,
SPD
Am 29. August wird Cornelie Sonntag-Wol-
gast 70 Jahre alt. Die promovierte Germanis-
tin, SPD-Mitglied seit 1971, war von 1998 bis
2002 Parlamentarische Staatssekretärin
beim Bundesinnenminister. Sie war von 2002
bis 2005 Vorsitzende des Bundestags-Innen-
ausschusses.

>Rudolf Ruf
Bundestagsabgeordneter 1980-1990,
CDU
Rudolf Ruf wird am 30. August 90 Jahre alt.
Der Glasermeister aus Karlsruhe wurde 1979
CDU-Mitglied. Ruf gehörte seit 1980 dem
Ausschuss für Raumordnung, Bauwesen und
Städtebau an.

>Helmut Kater
Bundestagsabgeordneter 1969-1976,
SPD
Am 30. August vollendet Helmut Kater sein
85. Lebensjahr. Der Arbeitsdirektor eines
Berg- und Hüttenwerks, kommunalpolitisch
in Lohr a. Main, Wetzlar und Timmendorfer
Strand aktiv, vertrat als Direktkandidat den
Wahlkreis Wetzlar.

>Erhard Niedenthal
Bundestagsabgeordneter 1993-1994,
CDU
Am 1. September wird Erhard Niedenthal 
80 Jahre alt. Der Diplom-Verwaltungswirt
war im Februar 1993 für den Abgeordneten
Bernhard Jagoda nachgerückt.

>Hans-Werner Müller
Bundestagsabgeordneter 1976-1994,
CDU
Hans-Werner Müller wird am 3. September
70 Jahre alt. Der Diplom-Handelslehrer trat
1967 der CDU bei und war von 1968 bis 1978
Kreistagsmitglied in Merzig-Wadern. Im Bun-
destag arbeitete Müller vorwiegend im
Haushaltsausschuss mit.

>Dionys Jobst
Bundestagsabgeordneter 1969-1998,
CSU
Am 5. September begeht Dionys Jobst seinen
85. Geburtstag. Der promovierte Jurist war
32 Jahre Stadtrat seiner Heimatgemeinde
Teublitz und 36 Jahre Kreistagsmitglied in
Schwandorf. Jobst engagierte sich von 1980
bis 1998 im Verkehrsausschuss, dessen Vor-
sitz er von 1988 bis 1998 inne hatte.

>Detlef Parr
Bundestagsabgeordneter 1994, 1998-
2009, FDP
Am 8. September wird Detlef Parr 70 Jahre
alt. Der Düsseldorfer Realschulrektor trat
1972 der FDP bei und war von 1977 bis 1994
Ratsherr in Heiligenhaus. Im Bundestag ar-
beitete Parr zuletzt im Sportausschuss mit.

>Volker Neumann
Bundestagsabgeordneter 1978-1987,
1990-2005, SPD
Volker Neumann wird am 10. September 
70 Jahre alt. Der Rechtsanwalt und Notar aus
Bramsche wurde 1967 SPD-Mitglied. Von
2002 bis 2005 war er Vorsitzender des Parla-
mentarischen Kontrollgremiums zur Überwa-
chung der Geheimdienste. Zuletzt saß er im
Auswärtigen Ausschuss.

>Ursula Benedix-Engler
Bundestagsabgeordnete 1972-1983,
CDU
Am 12. September vollendet Ursula Benedix-
Engler ihr 90. Lebensjahr. Die Diplom-Han-
delslehrerin trat 1953 der CDU bei und ge-
hörte von 1973 bis 1979 dem Bundesvor-
stand an. Seit 1972 saß sie im Ausschuss für
Bildung und Wissenschaft.

>Carola von Braun-Stützer
Bundestagsabgeordnete 1980-1983,
FDP
Carola von Braun-Stützer wird am 12. Sep-
tember 70 Jahre alt. Die Redakteurin trat
1974 der FDP bei. Im Bundestag arbeitete sie
im Ausschuss für Bildung und Wissenschaft.

>Adolf Roth
Bundestagsabgeordneter 1983-2002,
CDU
Am 15. September wird Adolf Roth 75 Jahre
alt. Der Diplom-Volkswirt aus Gießen trat
1957 der CDU bei und war von 1970 bis 1983
Mitglied des hessischen Landtags. Roth war
seit 1983 im Haushaltsausschuss aktiv, von
1998 bis 2002 dessen Vorsitzender. bmh ❚ 

Haben Sie Anregungen, Fragen oder
Kritik? Schreiben Sie uns:

Das Parlament
Platz der Republik 1
11011 Berlin
redaktion.das-parlament@bundestag.de

Leserbriefe geben nicht die Meinung der
Redaktion wieder. Die Redaktion behält
sich vor, Leserbriefe zu kürzen.

Die nächste Ausgabe von „Das Parla-
ment“ erscheint am 17. September 2012.

Georg Leber, einer
der prägenden Poli-
tiker der Nachkriegs-
SPD, ist am vergan-
genen Dienstag mit
91 Jahren gestorben.
Er war in den Kabi-
netten Kiesinger,
Brandt und Schmidt
seit 1966 Bundesmi-
nister, zunächst für

Verkehr und Post. Populär wurde der gelern-
te Maurer aus dem Westerwald als Verteidi-
gungsminister ab 1972. Leber führte die Bun-
deswehr-Universitäten ein und ernannte die
ersten Frauen zu Sanitätsoffizieren. Mit sei-
ner Fürsorglichkeit wurde er eine Vaterfigur
der Wehrpflichtigen Durch seinen Rücktritt
1978 übernahm „Schorsch“ Leber, wie er we-
gen seiner volkstümlichen Art genannt wur-
de, die Verantwortung für einen ungeneh-
migten Lauschangriff des Militärischen Ab-

schirmdienstes. Als Verteidigungsminister
war der rechte Sozialdemokrat immer wieder
in Konflikt mit dem linken Parteiflügel gera-
ten. Leber war von 1957 bis 1983 Mitglied
des Bundestags, wo er zeitweise den Wahl-
kreis Frankfurt am Main vertrat. Von 1979
bis zum Ausscheiden aus dem Parlament
war er Bundestags-Vizepräsident.
Der Wille zum Aufstieg nach dem Krieg präg-
te den Lebensweg des 1920 im hessischen
Obertiefenbach bei Limburg geborenen Le-
ber. Nach Tätigkeit im Baugewerbe engagier-
te er sich in der IG Bau-Steine-Erden und
wurde 1957 Chef der Gewerkschaft. Nach
dem Abschied aus der Politik vermittelte er
in Tarifkonflikten. Bundestagspräsident Nor-
bert Lammert (CDU) würdigte Leber als
„Mann mit festen Grundsätzen und einem
großen Herzen – als Verteidigungsminister
und ‚Soldatenvater’ ebenso wie als langjähri-
ger Abgeordneter und Vizepräsident des
Deutschen Bundestages“. kru ❚

Georg Leber ist tot – »Mann mit festen
Grundsätzen und großem Herzen«

PERSONALIA

LESERPOSTNACHRUF

BUNDESTAG LIVE

Topthemen vom 10.-14.09.2012
Haushaltsjahr 2012 (Di-Fr)

Phoenix überträgt live ab 9 Uhr

Auf www.bundestag.de:
Die aktuelle Tagesordnung sowie die
Debatten im Livestream

Zur Ausgabe 29-31, „Rassismus im Sta-
dion“ vom 16.07.2012, Seite 11
Ich habe mich sehr darüber gefreut, dass
sich „Das Parlament“ des Themas „Rassis-
mus im Stadion“ angenommen hat und,
wie ich finde, in der Kürze des Artikels ei-
nen guten, schlaglichtartigen Überblick
über die aktiven Organisationen in diesem
Gebiet gegeben hat. Neben der klassischen
Arbeit mit Fangruppierungen wird meiner
Meinung nach in Zukunft die präventive Ar-
beit mit Kindern und Jugendlichen an Be-
deutung gewinnen. Unser Verein „Show Re-
cism the Red Card – Deutschland e.V.“ („Ro-
te Karte für Rassismus – Deutschland e.V.“)
engagiert sich an dieser Schnittstelle von
Bildungsarbeit und unternehmerischer So-
zialverantwortung der Vereine; Vorbild hier-
für ist das aus England stammende Projekt
„Show Racism the Red Card“. In Zusam-
menarbeit mit zahlreichen Bundesliga–Ver-
einen hat unsere Initiative deutschlandweit
schon über 80 Workshops gegen Rassismus,
Diskriminierung und Gewalt im Fußball
veranstaltet. 

Andreas Hellstab, 
Berlin

KARIKATUREN AUS 60 JAHREN

Der Bundestags-
abgeordnete Jür-
gen Herrmann
verstarb am 
11. August im Al-
ter von 49 Jahren.
Der Diplom-Ver-
waltungswirt aus
Brakel/Westfalen
trat 1982 in die
CDU ein und war

seit 1999 Vorsitzender des CDU-Kreisver-
bands Höxter. Der Direktkandidat des
Wahlkreises Höxter-Lippe vertrat seinen
Wahlkreis seit 2002 für die CDU. Er en-
gagierte sich seit 2009 im Haushaltsaus-
schuss und war Vorsitzender der Deutsch-
Australisch-Neuseeländischen Parlamen-
tariergruppe. Bundestagspräsident Nor-
bert Lammert (CDU) sprach sein Beileid
aus: „Sein Tod ist ein großer Verlust, auch
für den Deutschen Bundestag.“jbb/bmh ❚

Trauer um 
Jürgen Herrmann

NACHRUF
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